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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1955 Ausgegeben am 23. November 1955 60. Stück

2 2 2 . Genfer Abkommen über den Straßenverkehr.

222.

Nachdem das Abkommen über den Straßenverkehr und das Protokoll über Straßenverkehrs-
zeichen [die Straßensignalisation] sowie die Schlußakte der Konferenz der Vereinten Nationen über
Straßen- und Kraftfahrzeugverkehr, die am 19. September 1949 in Genf unterzeichnet wurden, und
die Europäische Zusatzvereinbarung zum Abkommen über den Straßenverkehr und zum Protokoll
über Straßenverkehrszeichen [die Straßensignalisation], die am 16. September 1950 in Genf unter-
zeichnet wurde, welche also lauten:

(Übersetzung)
KONFERENZ DER VER-

EINTEN NATIONEN
ÜBER DEN STRASSEN-
UND KRAFTFAHR-
ZEUGVERKEHR

ABKOMMEN ÜBER DEN
STRASSENVERKEHR )

Im Bestreben, die Entwick-
lung und Sicherheit des in-
ternationalen Straßenverkehrs
durch Aufstellung einheitlicher
Regeln zu fördern, haben die
Vertragsstaaten folgende Be-
stimmungen vereinbart:

I. Kapitel
A l l g e m e i n e s

Artikel 1
1. Unter Wahrung ihres

Rechtes, die Benutzung ihrer
Straßen zu regeln, vereinbaren
die Vertragsstaaten, daß ihre
Straßen unter den in diesem
Abkommen festgelegten Bedin-
gungen dem internationalen
Verkehr dienen sollen.

2. Kein Vertragsstaat ist ge-
halten, die Vergünstigungen
dieses Abkommens Kraftfahr-
zeugen [Motorfahrzeugen], An-

*) Entsprechend den Schlußprotokollen von Salzburg vom 23. Feber 1952 und von Bad Godesberg vom
7. April 1952 über die Besprechungen der Vertreter der Republik Österreich, der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Herstellung einer einheitlichen deutschen Übersetzung wurden,
um die eingebürgerten landesüblichen Ausdrücke berücksichtigen zu können, in der deutschen Fassung
Klammerausdrücke eingefügt, die nach Wahl übernommen werden können. Die in eckigen Klammern an-
gefügten Ausdrücke entstammen der deutschen oder schweizerischen Gesetzessprache.
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hängern oder Führern einzu-
räumen, die sich ohne Unter-
brechung mehr als ein Jahr
auf seinem Gebiet aufgehalten
haben.

Artikel 2
1. Die Anhänge zu diesem

Abkommen gelten als wesent-
liche Bestandteile des Abkom-
mens; jedoch kann jeder Staat
bei Unterzeichnung, Ratifikation
oder Beitritt oder zu irgend-
einem späteren Zeitpunkt er-
klären, daß er die Anhänge 1
und 2 nicht anwenden werde.

2. Jeder Vertragsstaat kann
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen jederzeit mit-
teilen, daß er vom Zeitpunkt
der Mitteilung an durch die von
ihm früher nach Absatz 1 dieses
Artikels ausgeschlossenen An-
hänge 1 und 2 gebunden sei.

Artikel 3
1. Maßnahmen, die alle oder

einzelne Vertragsstaaten verein-
bart haben oder noch verein-
baren werden, um den interna-
tionalen Straßenverkehr durch
Vereinfachungen der Vorschrif-
ten für das Zoll-, Polizei- oder
Gesundheitswesen oder auf an-
deren Gebieten zu erleichtern,
entsprechen dem Sinne und
Zweck dieses Abkommens.

2. a) Jeder Vertragsstaat kann
eine Sicherstellung für alle
Einfuhrzölle und -abgaben
verlangen, die ohne solche
Sicherstellung bei der Ein-
fuhr jedes zum internatio-
nalen Verkehr zugelasse-
nen Kraftfahrzeuges [Mo-
torfahrzeuges] erhoben
würden.

b) Bei der Anwendung dieses
Artikels wird jeder Ver-
tragsstaat die Sicherheits-
leistung einer auf seinem
Gebiete bestehenden und
einem internationalen
Verbande angeschlossenen
Organisation anerkennen,
wenn sie für das Kraft-
fahrzeug [Motorfahrzeug]



Stück 60, Nr. 222. 1177

ein internationales Zoll-
papier (zum Beispiel ein
Grenzpassierscheinheft)
ausgestellt hat.

3. Zur Erfüllung der in die-
sem Abkommen vorgesehenen
Bestimmungen werden die Ver-
tragsstaaten anstreben, die Zoll-
ämter und Zollstellen, die an der-
selben internationalen Straße
einander gegenüberliegen, zu
denselben Stunden offen zu
halten.

Artikel 4

Im Sinne dieses Abkommens
haben die nachstehenden Aus-
drücke folgende Bedeutung:

„Internationaler Verkehr" ist
jeder Verkehr über wenigstens
eine Grenze;

„Straße" ist jeder dem Fahr-
zeugverkehr dienende öffent-
liche Weg;

„Fahrbahn" ist der Teil der
Straße, der üblicherweise von
den Fahrzeugen benützt wird;

„Fahrstreifen" ist ein Fahr-
bahnteil, dessen Breite für die
Fortbewegung einer Fahrzeug-
reihe ausreicht;

„Führer" sind alle Personen,
die Fahrzeuge einschließlich
Fahrrädern lenken oder auf der
Straße Zug-, Saum- oder Reit-
tiere oder Herden leiten oder
die tatsächliche Herrschaft dar-
über ausüben;

„Kraftfahrzeug" [„Motor-
fahrzeug"] ist jedes mit mecha-
nischem Antrieb und eigener
Kraft auf der Straße verkeh-
rende Fahrzeug, das nicht an
Schienen oder elektrische Lei-
tungen gebunden ist und üb-
licherweise zur Beförderung von
Personen oder Gütern dient.
Jeder durch Anhang 1 gebun-
dene Staat schließt von dieser
Begriffsbestimmung die in die-
sem Anhang " beschriebenen
Fahrräder mit Hilfsmotor aus;
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„Sattelkraftfahrzeug" [„Sat-
telmotorfahrzeug"] ist jedes
Kraftfahrzeug [Motorfahrzeug]
mit einem Anhänger ohne Vor-
derachse, der so auf dem Zug-
fahrzeug aufliegt, daß ein we-
sentlicher Teil des Gewichtes
des Anhängers und seiner La-
dung vom Zugfahrzeug getra-
gen wird. Ein solcher Anhänger
wird „Sattelanhänger" genannt;

„Anhänger" ist jedes Fahr-
zeug, das dazu bestimmt ist,
von einem Kraftfahrzeug [Mo-
torfahrzeug] gezogen zu wer-
den;

„Fahrrad" ist jedes Fahrrad
ohne Eigenantrieb; jeder durch
Anhang 1 gebundene Staat
schließt in diese Begriffsbestim-
mung die in diesem Anhang be-
schriebenen Fahrräder mit Hilfs-
motor ein;

„Gesamtgewicht" eines Fahr-
zeuges ist das Gewicht des still-
stehenden fahrbereiten Fahrzeu-
ges samt Ladung, inbegriffen
das Gewicht des Führers und
aller gleichzeitig beförderten
Personen;

„Nutzlast" ist das von der
zuständigen Behörde des Zulas-
sungslandes bewilligte Gewicht
der Ladung;

„Zulässiges Gesamtgewicht"
ist das Gewicht des fahrbereiten
Fahrzeuges samt seiner Nutz-
last.

Artikel 5

Es ist nicht der Zweck dieses
Abkommens, die entgeltliche
Beförderung von Personen oder
von anderen Gütern als des
persönlichen Gepäcks der Fahr-
zeuginsassen zu gestatten;
diese Frage und alle anderen in
diesem Abkommen nicht behan-
delten Sachgebiete verbleiben
der Regelung durch die Landes-
gesetzgebung unter Vorbehalt
anderer internationaler Ver-
träge oder Abkommen.
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II. Kapitel
V e r k e h r s r e g e l n

Artikel 6
Jeder Vertragsstaat trifft die

notwendigen Maßnahmen, um
die Beachtung der Vorschriften
dieses Kapitels zu gewährleisten.

Artikel 7

Kein Führer, Fußgänger oder
anderer Straßenbenutzer darf
den Verkehr gefährden oder be-
hindern; sie haben jede Schä-
digung von Personen sowie von
öffentlichem oder privatem Gut
zu vermeiden.

Artikel 8

1. Jedes Fahrzeug und jeder
Zug miteinander verbundener
Fahrzeuge müssen einen Führer
haben.

2. Zug-, Saum- und Reittiere
müssen einen Führer haben;
Vieh muß außer in besonderen,
an den Zugängen gekennzeich-
neten Gebieten begleitet sein.

3. Fahrzeug- oder Tiergrup-
pen müssen die von der Lan-
desgesetzgebung vorgeschriebene
Zahl von Führern haben.

4. Nötigenfalls müssen Fahr-
zeug- oder Tiergruppen zur Er-
leichterung des Verkehrs in kür-
zere Gruppen mit genügend
großen Abständen unterteilt
werden. Dies gilt nicht für Ge-
genden, wo Nomaden wandern.

5. Die Führer müssen dauernd
in der Lage sein, ihr Fahrzeug
zu beherrschen oder ihre Tiere
zu führen. Bei der Begegnung
mit anderen Straßenbenutzern
müssen sie die für deren Sicher-
heit erforderlichen Maßnahmen
treffen.

Artikel 9

1. Alle in gleicher Richtung
verkehrenden Fahrzeuge müs-
sen die gleiche Straßenseite ein-
halten; welche Straßenseite zu
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benutzen ist, muß für alle Stra-
ßen eines Landes einheitlich
festgelegt sein. Die Vorschriften
jedes Landes über den Einbahn-
verkehr werden dadurch nicht
berührt.

2. Allgemein und wenn Ar-
tikel 7 es erfordert, muß jeder
Führer sein Fahrzeug

a) auf Fahrbahnen mit je
einem Fahrstreifen in je-
der Richtung auf dem für
seine Fahrtrichtung be-
stimmten Fahrstreifen;

b) auf Fahrbahnen mit mehr
als zwei Fahrstreifen auf
dem in seiner Fahrtrich-
tung randnächsten Fahr-
streifen halten.

3. Tiere müssen unter Beach-
tung der Vorschriften der Lan-
desgesetzgebung so nahe wie
möglich am Straßenrand geführt
werden.

Artikel 10

Jeder Fahrzeugführer muß
seine Geschwindigkeit ständig
beherrschen und vernünftig
und vorsichtig fahren. Er muß
langsam fahren oder anhalten
sobald die Umstände es verlan-
gen, namentlich wenn die Sicht
nicht gut ist.

Artikel 11

1. Beim Begegnen oder Über-
holtwerden muß sich jeder Füh-
rer möglichst nahe an den sei-
ner Fahrtrichtung entsprechen-
den Fahrbahnrand halten. Je
nach der Straßenseite, die im
betreffenden Land eingehalten
werden muß, sind Fahrzeuge
und Tiere rechts oder links zu
überholen. Abweichende Vor-
schriften im Hinblick auf Stra-
ßenbahnen, Eisenbahnen auf
Straßen und bestimmte Berg-
straßen werden nicht berührt.

2. Beim Herannahen eines
Fahrzeuges oder begleiteten
Tieres muß jeder Führer:
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a) wenn er ihnen begegnet,
genügend Raum lassen;

b) wenn er überholt wird,
sich möglichst nahe an den
seiner Fahrtrichtung ent-
sprechenden Fahrbahn-
rand halten, ohne die Ge-
schwindigkeit zu steigern.

3. Jeder Führer, der über-
holen will, muß sich vergewis-
sern, daß er dafür genügend
Raum hat und die Sicht nach
vorn es ihm ohne Gefahr gestat-
tet. Nach dem Überholen muß
er je nach den Vorschriften des
betreffenden Landes wieder die
rechte oder die linke Straßen-
seite einnehmen, dies aber erst,
wenn er sich vergewissert hat,
daß es ohne Behinderung des
überholten Fahrzeuges, Fußgän-
gers oder Tieres möglich ist.

Artikel 12

1. Jeder Führer, der sich einer
Gabelung, Kreuzung oder Ein-
mündung von Straßen oder
einem Bahnübergang nähert,
muß besonders vorsichtig sein,
um jeden Unfall zu vermeiden.

2. An Gabelungen, Kreuzun-
gen oder Einmündungen kann
einzelnen Straßen oder Straßen-
abschnitten der Vorrang ein-
geräumt werden. Dieser Vor-
rang muß durch Zeichen [Si-
gnale] kenntlich gemacht wer-
den. Jeder Führer, der sich einer
solchen Straße oder einem sol-
chen Straßenabschnitt nähert,
muß den darauf verkehrenden
Führern den Vorrang [den Vor-
tritt, die Vorfahrt] gewähren.

3. Die Bestimmungen des An-
hanges 2 über den Vorrang
[den Vortritt, die Vorfahrt] auf
den nicht unter Absatz 2 dieses
Artikels fallenden Gabelungen,
Kreuzungen oder Einmündun-
gen gelten in den Staaten, die
durch diesen Anhang gebunden
sind.

4. Vor dem Einbiegen in eine
andere Straße • muß jeder Füh-
rer:
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a) sich vergewissern, daß er
es ohne Gefahr für die
anderen Straßenbenutzer
tun kann;

b) seine Absicht klar anzei-
gen;

c) sich möglichst nahe an
den seiner Fahrtrichtung
entsprechenden Fahrbahn-
rand halten, wenn er nach
dieser Seite abbiegen will;

d) sich möglichst nahe an die
Fahrbahnmitte halten,
wenn er nach der anderen
Seite abbiegen will, unter
Vorbehalt von Artikel 16
Absatz 2;

e) jede Behinderung des Ge-
genverkehrs vermeiden.

Artikel 13
1. Haltende Fahrzeuge oder

Tiere müssen, wenn möglich,
außerhalb der Fahrbahn aufge-
stellt werden, sonst möglichst
nahe am Fahrbahnrand. Die
Führer dürfen ihre Fahrzeuge
oder Tiere nicht verlassen, be-
vor sie alle Maßnahmen zur
Verhütung eines Unfalles ge-
troffen haben.

2. Fahrzeuge und Tiere dür-
fen nicht stehen gelassen wer-
den, wo sie den Verkehr ge-
fährden oder behindern könn-
ten, namentlich nicht auf Ga-
belungen, Kreuzungen, Ein-
mündungen, Kuppen, in Kur-
ven oder in der Nähe solcher
Stellen.

Artikel 14
Es sind alle notwendigen

Vorsichtsmaßnahmen zu treffen,
damit die Ladung des Fahrzeu-
ges keinen Schaden und keine
Gefahr verursachen kann.

Artikel 15
1. Vom Hereinbrechen der

Dunkelheit an, nachts oder
wenn die Witterung es erfor-
dert, müssen alle Fahrzeuge und
Züge miteinander verbundener
Fahrzeuge, die sich auf der
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Straße befinden, wenigstens ein
weißes Licht nach vorn und ein
rotes Licht nach hinten zeigen.

Haben Fahrzeuge außer Fahr-
rädern oder Krafträdern [Mo-
torrädern] ohne Seitenwagen
vorn nur ein weißes Licht, so
muß es auf der dem Gegenver-
kehr näheren Fahrzeugseite an-
gebracht sein.

In den Ländern, wo zwei
weiße vordere Lichter vorge-
schrieben sind, muß das eine
redits, das andere links am
Fahrzeug angebracht sein.

Das rote Licht kann entweder
von einer besonderen oder, so-
fern die geringe Länge und der
Bau des Fahrzeuges es gestatten,
von derselben Vorrichtung er-
zeugt werden wie das weiße
Licht nach vorn.

2. Kein Fahrzeug darf ein
rotes Licht oder einen roten
Rückstrahler nach vorn oder
ein weißes Licht oder einen wei-
ßen Rückstrahler nach hinten
zeigen. Diese Vorschrift gilt
nicht für weiße oder gelbe
Rückfahrtscheinwerfer, wenn
die Gesetzgebung des Zulas-
sungslandes solche gestattet.

3. Lichter und Rückstrahler
müssen das Fahrzeug den üb-
rigen Straßenbenutzern deut-
lich erkennbar machen.

4. Jeder Vertragsstaat oder
seine Teilgebiete können unter
der Voraussetzung, daß die
Verkehrssicherheit genügend ge-
währleistet bleibt, von den Be-
stimmungen dieses Artikels aus-
nehmen:

a) Fahrzeuge, die für beson-
dere Zwecke oder unter
besonderen Umständen
verwendet werden;

b) Fahrzeuge besonderer
Form oder Art;

c) Fahrzeuge, die auf ge-
nügend beleuchteter Straße
aufgestellt sind.

Artikel 16
1. Die Bestimmungen dieses

Kapitels gelten auch für Ober-
leitungsomnibusse [Trolley-
busse].
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2. a) Radfahrer müssen die
Radwege benutzen, wo ihnen
diese Verpflichtung durch be-
sondere Zeichen [Signale] kennt-
lich gemacht oder durch die
Landesgesetzgebung auferlegt
ist;

b) Radfahrer müssen, wenn
die Verkehrsverhältnisse es er-
fordern, einzeln hintereinander
fahren; außer in besonderen,
durch die Landesgesetzgebung
bestimmten Fällen dürfen auf
der Fahrbahn nie mehr als
zwei Radfahrer nebeneinander
fahren;

c) Radfahrer dürfen sich nicht
von Fahrzeugen ziehen lassen;

d) Die Vorschrift des Ar-
tikels 12 Absatz 4 d) gilt nicht
für Radfahrer in Ländern, de-
ren Gesetzgebung etwas ande-
res bestimmt.

III. Kapitel

V e r k e h r s z e i c h e n
[ S i g n a l e ]

Artikel 17

1. Zur Sicherung der Einheit-
lichkeit dürfen auf den Straßen
jedes Vertragsstaates", wenn
immer möglich, keine anderen
als die von ihm angenommenen
Verkehrszeichen [Signale] ver-
wendet werden. Muß ein Staat
neue Verkehrszeichen [Signale]
einführen, so haben sie sich in
Form, Farbe und Symbol in
das Zeichensystem [Signalsy-
stem] dieses Staates einzufügen.

2. Die Zahl der anerkannten
Zeichen [Signale] ist auf das
nötigste zu beschränken. Sie
sind nur anzubringen, wo sie
unentbehrlich sind.

3. Um die Straßenbenutzer
rechtzeitig zu warnen, müssen
die Gefahrenzeichen [Gefahren-
signale] in genügendem Abstand
vor der Gefahrenstelle ange-
bracht werden.

4. Auf anerkannten Zeichen
[Signalen] dürfen keine wesens-
fremden, ihre Erkennbarkeit
beeinträchtigenden oder ihre
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Bedeutung ändernden Auf-
schriften gestattet werden.

5. Alle Tafeln oder Aufschrif-
ten, die mit anerkannten Zei-
chen [Signalen] verwechselt wer-
den oder deren Lesbarkeit er-
schweren könnten, müssen unter-
sagt werden.

IV. Kapitel
B e s t i m m u n g e n f ü r

K r a f t f a h r z e u g e [Mo-
t o r f a h r z e u g e ] u n d An-
h ä n g e r im i n t e r n a t i o -

n a l e n V e r k e h r

Artikel 18
1. Um der Vergünstigungen

dieses Abkommens teilhaftig zu
werden, muß das Kraftfahrzeug
[Motorfahrzeug] von einem
Vertragsstaat oder einem seiner
Teilgebiete nach der Landesge-
setzgebung zum Verkehr zu-
gelassen sein.

2. Die zuständige Behörde
oder ein dazu ermächtigter Ver-
band stellen auf Antrag einen
Zulassungsschein aus, der we-
nigstens das Kennzeichen, den
Namen oder die Marke und die
Fabrik- oder Seriennummer des
Fahrzeugherstellers, den Tag
der ersten Zulassung sowie Na-
men, Vornamen und Wohnsitz
des Antragstellers enthalten
muß.

3. Der Inhalt dieses Zulas-
sungsscheines wird bis zum
Gegenbeweis von allen Ver-
tragsstaaten als richtig aner-
kannt.

Artikel 19
1. Jedes Kraftfahrzeug [Mo-

torfahrzeug] muß wenigstens
hinten auf einem Schild oder
auf dem Fahrzeug selbst das von
der zuständigen Behörde zuge-
teilte Kennzeichen tragen. Zieht
ein Kraftfahrzeug [Motorfahr-
zeug] Anhänger, so muß der
letzte das Kennzeichen des Zug-
fahrzeuges oder ein eigenes
Kennzeichen tragen.
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2. Zusammensetzung und An-
bringung des Kennzeichens
richten sich nach Anhang 3.

Artikel 20

1. Außer dem Kennzeichen
muß jedes Kraftfahrzeug [Mo-
torfahrzeug] hinten auf einem
Schild oder auf dem Fahrzeug
selbst das Unterscheidungszei-
chen des Zulassungsortes tragen.
Dieses Zeichen nennt entweder
einen Staat oder ein für die Zu-
lassung besonders zusammenge-
faßtes Gebiet. Hat ein Fahrzeug
Anhänger, so muß der letzte
hinten das gleiche Unterschei-
dungszeichen tragen wie sein
Zugfahrzeug.

2. Zusammensetzung und An-
bringung des Unterscheidungs-
zeichens richten sich nach An-
hang 4.

Artikel 21

Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] und Anhänger müs-
sen die im Anhang 5 festge-
legten Erkennungsmerkmale
tragen.

Artikel 22

1. Kraftfahrzeuge [Motorfahr-
zeuge] und Anhänger müssen
betriebssicher und in solchem
Zustande sein, daß sie weder
den Führer, noch die Insassen,
noch andere Straßenbenutzer
gefährden noch an öffentlichem
oder privatem Gut Schaden ver-
ursachen.

2. Ferner müssen die Kraft-
fahrzeuge [Motorfahrzeuge] und
Anhänger und ihre Ausrüstung
den Vorschriften des Anhan-
ges 6 entsprechen; ihre Führer
müssen die Vorschriften dieses
Anhanges beachten.

3. Die Vorschriften dieses Ar-
tikels gelten auch für Ober-
leitungsomnibusse [Trolley-
busse].

Artikel 23

1. Die Höchstabmessungen
und zulässigen Gesamtgewichte
der zum Verkehr auf den
Straßen eines Vertragsstaates
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oder seiner Teilgebiete zugelas-
senen Fahrzeuge legt die Landes-
gesetzgebung fest. Auf einzel-
nen Straßen, die von den Ver-
tragsstaaten durch regionale Ab-
kommen oder, wenn solche Ab-
kommen fehlen, von einem Ver-
tragsstaat allein bestimmt wer-
den, gelten die im Anhang 7
festgelegten Höchstabmessungen
und zulässigen Gesamtgewichte.

2. Die Bestimmungen dieses
Artikels gelten auch für Ober-
leitungsomnibusse [Trolley-
busse].

V. Kapitel

K r a f t f a h r z e u g f ü h r e r
[ M o t o r f a h r z e u g -

f ü h r e r ] im i n t e r n a t i o -
n a l e n V e r k e h r

Artikel 24

1. Alle Vertragsstaaten gestat-
ten ohne neue Prüfung jedem
in ihr Land kommenden Führer,
der die Bedingungen des An-
hanges 8 erfüllt, auf ihren
Straßen Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] der in den Anhän-
gen 9 und 10 umschriebenen
Gattungen zu führen, für die
dem Führer auf Grund einer
Eignungsprüfung von der zu-
ständigen Behörde eines anderen
Vertragsstaates oder eines seiner
Teilgebiete oder durch einen
von dieser Behörde ermächtig-
ten Verband ein gültiger Füh-
rerschein ausgestellt worden ist.

2. Die Vertragsstaaten kön-
nen aber von den in ihr Land
kommenden Führern verlan-
gen, daß sie einen internatio-
nalen Führerschein nach dem Mu-
ster des Anhanges 10 mitfüh-
ren, besonders dann, wenn der
Führer aus einem Lande
kommt, in dem kein natio-
naler Führerschein erforderlich
ist, oder wenn sein nationaler
Führerschein nicht dem Muster
in Anhang 9 entspricht.

3. Der internationale Führer-
schein wird den Führern, die
ihre Eignung nachgewiesen
haben, von der zuständigen Be-
hörde eines Vertragsstaates oder
eines seiner Teilgebiete oder von
einem durch diese Behörde er-
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mächtigten Verband ausgestellt
und von der Behörde oder dem
Verband mit Siegel oder Stem-
pel versehen. Der Führerschein
ermächtigt seinen Inhaber, in
allen Vertragsstaaten Kraftfahr-
zeuge [Motorfahrzeuge] der
Gattungen zu führen, für die er
ausgestellt ist.

4. Das Recht, von einem
nationalen oder internationalen
Führerschein Gebrauch zu
machen, kann aberkannt wer-
den, wenn die Voraussetzungen
für ihre Erteilung offensichtlich
nicht mehr erfüllt sind.

5. Ein Vertragsstaat oder
seine Teilgebiete können einem
Führer das Recht, von einem
nationalen oder internationalen
Führerschein Gebrauch zu ma-
chen, nur dann aberkennen,
wenn der Führer eine Zuwider-
handlung gegen die Verkehrs-
vorschriften begangen hat, die
nach der Gesetzgebung des be-
treffenden Vertragsstaates den
Entzug des Führerscheines zur
Folge haben kann. In diesem
Fall können der Vertragsstaat
oder sein Teilgebiet, die das
Recht auf Verwendung des Füh-
rerscheines aberkannt haben,
den Führerschein einziehen und
ihn bis zum Ablauf der Ab-
erkennungsfrist oder, wenn der
Führer das Gebiet dieses Ver-
tragsstaates früher verläßt, bis
zu seiner Ausreise zurückbehal-
ten. Der Staat oder sein Teil-
gebiet können die Aberkennung
auf dem Führerschein eintragen
und Namen und Adresse des
Führers der Behörde mitteilen,
die den Führerschein ausgestellt
hat.

6. Fünf Jahre vom Inkraft-
treten dieses Abkommens an
gelten die Bedingungen dieses
Artikels bei allen Führern als
erfüllt, die nach den Bestim-
mungen des am 24. April 1926
in Paris unterzeichneten Inter-
nationalen Abkommens über
Kraftfahrzeugverkehr oder des
am 15. Dezember 1943 in
Washington zur Unterzeich-
nung aufgelegten Abkommens
über die Regelung des inter-
amerikanischen Kraftfahrzeug-
verkehrs zum internationalen
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Verkehr zugelassen sind und die
nach diesen Abkommen erfor-
derlichen Papiere besitzen.

Artikel 25

Die Vertragsstaaten sind ver-
pflichtet, sich gegenseitig die
notwendigen Auskünfte zur Er-
mittlung von Inhabern eines
nationalen oder internationalen
Führerscheines zu geben, die
sich wegen Übertretung von
Verkehrsvorschriften strafbar
gemacht haben. Die Vertrags-
staaten geben sich in gleicher
Weise die nötigen Auskünfte
zur Ermittlung des Eigentümers
eines an einem schweren Unfall
beteiligten ausländischen Fahr-
zeuges oder der Person, auf
deren Namen es zugelassen ist.

VI. Kapitel
B e s t i m m u n g e n f ü r

F a h r r ä d e r im i n t e r -
n a t i o n a l e n V e r k e h r

Artikel 26

Jedes Fahrrad muß haben:

a) wenigstens eine wirksame
Bremse;

b) eine akustische Warnvor-
richtung, die aus einer auf
genügende Entfernung
hörbaren Glocke bestehen
muß, wobei das Fahrrad
keine weitere akustische
Warnvorrichtung tragen
darf;

c) vom Hereinbrechen der
Dunkelheit an, nachts und
wenn die Witterung es er-
fordert, ein weißes oder
gelbes Licht nach vorn
und ein rotes Licht oder
einen roten Rückstrahler
nach hinten.

VII. Kapitel

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Artikel 27

1. Dieses Abkommen steht
bis zum 31. Dezember 1949
allen Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen und allen zur
Genfer Konferenz über Straßen-
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und Kraftfahrzeugverkehr von
1949 eingeladenen Staaten zur
Unterzeichnung offen.

2. Dieses Abkommen bedarf
der Ratifikation; die Ratifika-
tionsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt.

3. Vom 1. Januar 1950 an
können die im Absatz 1 dieses
Artikels erwähnten Staaten, die
dieses Abkommen nicht unter-
zeichnet haben, und weitere
durch Beschluß des Wirtschafts-
und Sozialrates bezeichnete
Staaten ihm beitreten. Der Bei-
tritt kann auch im Namen von
Treuhandgebieten erklärt wer-
den, deren Verwaltung den Ver-
einten Nationen übertragen ist.

4. Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen.

Artikel 28

1. Jeder Staat kann bei Unter-
zeichnung, Ratifikation oder
Beitritt oder zu irgendeinem
späteren Zeitpunkt durch eine
Mitteilung an den General-
sekretär der Vereinten Nationen
erklären, daß die Bestimmungen
dieses Abkommens für alle oder
einzelne Gebiete gelten sollen,
deren internationale Beziehun-
gen er wahrnimmt. Die Abkom-
mensbestimmungen werden in
den durch die Mitteilung bezeich-
neten Gebieten dreißig Tage
nach Eingang der Mitteilung
beim Generalsekretär anwend-
bar oder, wenn das Abkommen
dann noch nicht in Kraft ist,
mit dem Tage seines Inkraft-
tretens.

2. Jeder Vertragsstaat ver-
pflichtet sich, wenn die Um-
stände es erlauben, möglichst
bald die notwendigen Maß-
nahmen zu treffen, um die An-
wendung dieses Abkommens auf
die Gebiete auszudehnen, deren
internationale Beziehungen er
wahrnimmt, vorbehaltlich der
Zustimmung der Regierungen
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solcher Gebiete, wenn sie aus
verfassungsmäßigen Gründen
notwendig ist.

3. Jeder Staat, der nach Ab-
satz 1 dieses Artikels erklärt
hat, er werde dieses Abkommen
auf Gebiete anwenden, deren
internationale Beziehungen er
wahrnimmt, kann später jeder-
zeit durch eine Mitteilung an
den Generalsekretär erklären,
daß dieses Abkommen in dem
durch die Mitteilung bezeich-
neten Gebiet seine Geltung ver-
liert. In diesem Gebiet endet die
Gültigkeit des Abkommens ein
Jahr nach der Mitteilung.

Artikel 29

Dieses Abkommen tritt am
dreißigsten Tage nach der
Hinterlegung der fünften Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft. Für jeden Staat, der
dieses Abkommen nachher rati-
fiziert oder ihm nachher bei-
tritt, tritt es am dreißigsten
Tage nach der Hinterlegung
seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft.

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gibt den Tag
des Inkrafttretens dieses Ab-
kommens jedem Staat bekannt,
der es unterzeichnet hat oder
ihm beigetreten ist, sowie den
übrigen Staaten, die zur Kon-
ferenz der Vereinten Nationen
über Straßen- und Kraftfahr-
zeugverkehr eingeladen waren.

Artikel 30

Im Verhältnis unter den Ver-
tragsstaaten hebt dieses Abkom-
men das Internationale Abkom-
men über Kraftfahrzeugverkehr
und das Internationale Abkom-
men über Straßenverkehr, beide
unterzeichnet am 24. April 1926
in Paris, sowie das am 15. De-
zember 1943 in Washington
zur Unterzeichnung aufgelegte
Abkommen über die Regelung,
des interamerikanischen Kraft-
fahrzeugverkehrs auf und er-
setzt sie.
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Artikel 31

1. Jeder Vertragsstaat kann
Änderungen dieses Abkom-
mens vorschlagen. Ihr Wortlaut
ist dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen mitzuteilen.
Dieser übermittelt den Vor-
schlag jedem Vertragsstaat mit
der Bitte, binnen vier Monaten
anzugeben,

a) ob er wünscht, daß zur
Behandlung der vorge-
schlagenen Änderung eine
Konferenz einberufen
wird, oder

b) ob er ohne Konferenz
die vorgeschlagene Ände-
rung annehmen will, oder

c) ob er ohne Konferenz die
vorgeschlagene Änderung
ablehnt.

Ebenso bringt der General-
sekretär die vorgeschlagene Än-
derung allen Nichtvertrags-
staaten, die zur Konferenz der
Vereinten Nationen über Stras-
sen- und Kraftfahrzeugverkehr
eingeladen waren, zur Kenntnis.

2. Der Generalsekretär beruft
eine Konferenz der Vertrags-
staaten zur Behandlung der vor-
geschlagenen Änderung ein,
wenn dies verlangt wird:

a) von mindestens einem
Viertel der Vertragsstaa-
ten bei einem Änderungs-
vorschlag zu einem Teil
des Abkommens außer
den Anhängen;

b) von mindestens einem
Drittel der Vertragsstaaten
bei einem Änderungs-
vorschlag zu einem An-
hang außer den Anhän-
gen 1 und 2;

c) bei den Anhängen 1 und 2
von mindestens einem
Drittel der Staaten, die
durch den Anhang gebun-
den sind, zu dem eine Än-
derung vorgeschlagen wird.

Der Generalsekretär lädt zu
einer solchen Konferenz auch



Stück 60, Nr. 222. 1193

die Nichtvertragsstaaten ein, die
zur Konferenz der Vereinten
Nationen über Straßen- und
Kraftfahrzeugverkehr einge-
laden waren oder deren Teil-
nahme der Wirtschafts- und
Sozialrat für wünschenswert er-
achtet.

Diese Bestimmungen gelten
nicht, wenn Änderungen des
Abkommens nach Absatz 5
dieses Artikels angenommen
werden.

3. Jede von einer Konferenz
mit Zweidrittelmehrheit ange-
nommene Änderung dieses Ab-
kommens wird allen Vertrags-
staaten zur Annahme unter-
breitet. Neunzig Tage nach
ihrer Annahme durch zwei
Drittel der Vertragsstaaten tritt
jede Änderung des Abkom-
mens, außer solchen zu den An-
hängen 1 und 2, für alle Ver-
tragsstaaten in Kraft, die nicht
vor dem Tage des Inkraft-
tretens erklären, daß sie die Än-
derung nicht annehmen.

Für das Inkrafttreten jeder
Änderung der Anhänge 1 und 2
bedarf es der Zweidrittelmehr-
heit der durch den betreffenden
Anhang gebundenen Staaten.

4. Bei der Annahme einer
Änderung dieses Abkommens,
außer solchen der Anhänge 1
und 2, kann die Konferenz mit
Zweidrittelmehrheit beschlie-
ßen, die Änderung sei so we-
sentlich, daß jeder Vertragsstaat,
der sie nicht anzunehmen er-
klärt und sie dann nicht binnen
zwölf Monaten nach ihrem In-
krafttreten annimmt, nach Ab-
lauf dieser Frist aus dem Ab-
kommen ausscheidet.

5. Teilen wenigstens zwei
Drittel der Vertragsstaaten dem
Generalsekretär nach Absatz 1 b)
dieses Artikels mit, daß sie die
Änderung ohne Konferenz an-
nehmen wollen, so gibt der Ge-
neralsekretär ihren Entschluß
allen Vertragsstaaten bekannt.
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Neunzig Tage nach dieser Be-
kanntgabe tritt die Änderung
für alle Vertragsstaaten in
Kraft, die nicht binnen dieser
Frist dem Generalsekretär er-
klären, daß sie die Änderung
ablehnen.

6. Bei Änderungen der An-
hänge 1 und 2 und allen außer
den in Absatz 4 dieses Artikels
genannten Änderungen bleibt
die ursprüngliche Bestimmung
für jeden Vertragsstaat in Gel-
tung, der die Erklärung nach
Absatz 3 abgegeben oder die
Ablehnung nach Absatz 5 er-
klärt hat.

7. Der Vertragsstaat, der die
Erklärung nach Absatz 3 abge-
geben oder die Ablehnung einer
Änderung nach Absatz 5 dieses
Artikels erklärt hat, kann die
Erklärung oder Ablehnung je-
derzeit durch Mitteilung an den
Generalsekretär zurückziehen.
Die Änderung tritt für diesen
Staat mit dem Eingang der Mit-
teilung beim Generalsekretär in
Kraft.

Artikel 32

Dieses Abkommen kann mit
einjähriger Frist durch Mittei-
lung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gekündigt
werden; dieser gibt jedem Staat,
der das Abkommen unterzeich-
net hat oder ihm beigetreten
ist, hiervon Kenntnis. Nach Ab-
lauf dieses Jahres tritt das Ab-
kommen für den Vertragsstaat,
der es gekündigt hat, außer
Kraft.

Artikel 33

Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder mehre-
ren Vertragsstaaten über die
Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens, die die Par-
teien nicht durch Verhandlung
oder auf andere Weise klären
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konnten, kann mit schriftlichem
Antrag eines beteiligten Ver-
tragsstaates dem Internationalen
Gerichtshof zur Entscheidung
vorgelegt werden.

Artikel 34

Keine Bestimmung dieses Ab-
kommens darf so ausgelegt
werden, daß sie einen Vertrags-
staat hindert, Maßnahmen zu
ergreifen, die er für seine in-
nere oder äußere Sicherheit als
notwendig erachtet und die mit
der Charta der Vereinten Na-
tionen vereinbar und auf die
Erfordernisse der Lage be-
schränkt sind.

Artikel 35

1. Außer den im Artikel 29,
im Artikel 31 Absätze 1, 3
und 5 und im Artikel 32 vor-
gesehenen Mitteilungen gibt der
Generalsekretär den im Ar-
tikel 27 Absatz 1 erwähnten
Staaten bekannt:

a) die Erklärungen, mit de-
nen die Vertragsstaaten
nach Artikel 2 Absatz 1
den Anhang 1, den An-
hang 2 oder beide An-
hänge von der Anwen-
dung des Abkommens aus-
schließen;

b) die Erklärungen, mit de-
nen ein Vertragsstaat nach
Artikel 2 Absatz 2 mit-
teilt, durch den Anhang 1,
den Anhang 2 oder beide
Anhänge gebunden zu
sein;

c) die Unterzeichnungen, Ra-
tifikationen und Beitritte
nach Artikel 27;

d) die Mitteilungen nach Ar-
tikel 28 über die örtliche
Anwendung des Abkom-
mens;

e) die Erklärungen, mit de-
nen die Staaten Änderun-
gen des Abkommens nach
Artikel 31 Absatz 5 an-
nehmen;

f) die Ablehnungen von
Änderungen des Abkom-
mens, die die Staaten dem
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Generalsekretär nach Ar-
tikel 31 Absatz 5 mittei-
len;

g) den Tag des Inkrafttre-
tens der Änderungen des
Abkommens nach Arti-
kel 31 Absätze 3 und 5;

h) den Tag des Ausscheidens
eines Staates aus dem Ab-
kommen nach Artikel 31
Absatz 4;

i) die Rücknahme der Ab-
lehnung einer Änderung
nach Artikel 31 Absatz 7;

j) die Liste der durch die
Änderungen des Abkom-
mens gebundenen Staa-
ten;

k) die Kündigungen des Ab-
kommens nach Artikel 32;

1) die Erklärungen nach Ar-
tikel 28 Absatz 3 über das
Außerkrafttreten des Ab-
kommens für ein be-
stimmtes Gebiet;

m) die Mitteilungen der Staa-
ten nach Anhang 4 Ab-
satz 3 über Unterschei-
dungszeichen.

2. Die Urschrift dieses Ab-
kommens wird beim General-
sekretär hinterlegt, der den im
Artikel 27 Absatz 1 erwähnten
Staaten beglaubigte Abschriften
davon zustellt.

3. Der Generalsekretär ist er-
mächtigt, dieses Abkommen bei
Inkrafttreten einzutragen.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Vertre-
ter nach Übergabe ihrer in guter
und gehöriger Form befundenen
Vollmachten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, in
einfacher Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei der Wortlaut beider
Sprachen authentisch [maßge-
bend] ist, am neunzehnten Sep-
tember neunzehnhundertneun-
undvierzig.
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Anhang 1

Z u s a t z b e s t i m m u n g
ü b e r d e n B e g r i f f d e r
K r a f t f a h r z e u g e [Mo-

t o r f a h r z e u g e ] u n d
F a h r r ä d e r

Fahrräder mit einem Verbren-
nungshilfsmotor, dessen Zylin-
derinhalt 50 cm3 (3'05 Kubik-
zoll) nicht übersteigt, gelten
nicht als Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge], wenn sie in ihrer
Bauart alle üblichen Merkmale
von Fahrrädern behalten.

Anhang 2

V o r r a n g [ V o r t r i t t ,
V o r f a h r t ]

1. Nähern sich zwei Fahr-
zeuge gleichzeitig einer Gabe-
lung, Kreuzung oder Einmün-
dung gleichrangiger Straßen, so
muß in den Ländern mit Rechts-
verkehr das von links kom-
mende und in den Ländern mit
Linksverkehr das von rechts
kommende Fahrzeug dem ande-
ren den Vorrang [den Vortritt,
die Vorfahrt] gewähren.

2. Abweichende Vorschriften
im Hinblick auf Straßenbahnen
und Eisenbahnen auf Straßen
werden nicht berührt.

Anhang 3

K e n n z e i c h e n d e r F a h r -
z e u g e im i n t e r n a t i o -

n a l e n V e r k e h r

1. Das Kennzeichen der Fahr-
zeuge muß sich entweder aus
Ziffern oder aus Ziffern und
Buchstaben zusammensetzen. Es
sind arabische Ziffern wie in den
Urkunden der Vereinten Na-
tionen und lateinische Buchsta-
ben zu verwenden. Andere Zif-
fern und Buchstaben sind zuläs-
sig, wenn die Angaben in den
vorstehend erwähnten Ziffern
und Buchstaben wiederholt wer-
den.
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2. Das Kennzeichen muß tags
bei klarem Wetter auf 20 m
(65 Fuß) lesbar sein.

3. Befindet sich das Kennzei-
chen auf einem besonderen
Schild, so muß das Schild im
Lot oder annähernd im Lot
und senkrecht zum Mittellängs-
schnitt des Fahrzeuges ange-
bracht sein. Ist das Kennzeichen
unmittelbar auf der Fahrzeug-
wand angebracht oder aufge-
malt, so muß es sich auf einer
lotrechten oder annähernd im
Lot stehenden Fläche der Rück-
seite des Fahrzeuges befinden.

4. Das hintere Kennzeichen
muß nach den Vorschriften des
Anhanges 6 beleuchtet sein.

Anhang 4

U n t e r s c h e i d u n g s -
z e i c h e n d e r F a h r z e u g e

im i n t e r n a t i o n a l e n
V e r k e h r

1. Das Unterscheidungszei-
chen muß sich aus einem bis
drei lateinischen großen Buchsta-
ben zusammensetzen. Die
Buchstaben müssen mindestens
80 mm (3'1 Zoll) hoch sein und
eine Strichstärke von minde-
stens 10 mm (0'4 Zoll) haben.
Die Buchstaben müssen schwarz
auf einer weißen elliptischen
Fläche aufgemalt sein, deren
Hauptachse waagrecht liegt.

2. Besteht das Unterschei-
dungszeichen aus drei Buchsta-
ben, so muß die Ellipse minde-
stens 240 mm (9'4 Zoll) breit
und 145 mm (5'7 Zoll) hoch
sein. Die Breite kann auf
175 mm (6'9 Zoll) und die Höhe
auf 115 mm (4'5 Zoll) verklei-
nert werden, wenn das Zeichen
weniger als drei Buchstaben hat.

Bei den Unterscheidungszei-
chen der Krafträder [Motor-
räder] kann die Breite der El-
lipse auf 175 mm (6'9 Zoll) und
die Höhe auf 115 mm (4'5 Zoll)
vermindert werden, unabhängig
davon, ob das Zeichen aus
einem, zwei oder drei Buchsta-
ben besteht.
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3. Die Unterscheidungszeichen
für die einzelnen Staaten und
Gebiete sind:
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Jeder Staat, der es nicht vor-
her getan hat, muß bei der Un-
terzeichnung oder Ratifikation
dieses Abkommens oder beim
Beitritt dem Generalsekretär
das von ihm gewählte Unter-
scheidungszeichen bekanntge-
ben.

4. Befindet sich das Unter-
scheidungszeichen auf einem be-
sonderen Schild, so muß das
Schild im Lot oder annähernd
im Lot und senkrecht zum Mit-
tellängsschnitt des Fahrzeuges
angebracht sein. Ist das Unter-
scheidungszeichen unmittelbar
auf der Fahrzeugwand ange-
bracht oder aufgemalt, so muß
es sich auf einer lotrechten oder
annähernd im Lot stehenden
Fläche der Rückseite des Fahr-
zeuges befinden.

Anhang 5

E r k e n n u n g s m e r k -
m a l e d e r F a h r z e u g e im
i n t e r n a t i o n a l e n V e r -

k e h r

1. Die Erkennungsmerkmale
umfassen:

a) für Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge]:

i) Namen oder Marke
des Herstellers des
Fahrzeuges;
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ii) auf dem Fahrgestell
oder beim Fehlen
eines Fahrgestells auf
der Karosserie die Fa-
brik- oder Serien-
nummer des Herstel-
lers;

iii) auf dem Motor die
Fabriknummer des
Motors, wenn der
Hersteller eine solche
Nummer anbringt;

b) für Anhänger entweder
die unter i) und ii) er-
wähnten Angaben oder
ein von der zuständigen
Behörde dem Anhänger
zugeteiltes Erkennungs-
merkmal.

2. Die Erkennungsmerkmale
müssen an zugänglicher Stelle
gut lesbar angebracht und so
gestaltet sein, daß sie nicht
leicht entfernt oder geändert
werden können.

Anhang 6

T e c h n i s c h e A n f o r d e -
r u n g e n an d i e A u s r ü -
s t u n g d e r K r a f t f a h r -
z e u g e [ M o t o r f a h r -
z e u g e ] u n d A n h ä n g e r

im i n t e r n a t i o n a l e n
V e r k e h r

I. Bremsen

a) Bremsen der Kraftfahrzeuge
[Motorfahrzeuge] außer den
Krafträdern [Motorrädern] mit

oder ohne Seitenwagen

Jedes Kraftfahrzeug [Motor-
fahrzeug] muß Bremsen haben,
die es gestatten, bei beliebiger
Beladung auf allen Steigungen
und Gefällen, auf denen das
Fahrzeug verkehrt, seinen Lauf
zu beherrschen und es sicher,
schnell und wirksam anzuhalten.

Die Bremsung muß durch
zwei Vorrichtungen erfolgen
können, die so gebaut sind, daß
beim Versagen der einen das
Fahrzeug durch die andere auf
eine genügend kurze Strecke
angehalten werden kann.

In diesem Anhang heißt eine
dieser Vorrichtungen „Betriebs-
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bremse", die andere „Feststell-
bremse".

Die Feststellbremse muß auch
bei Abwesenheit des Führers
auf rein mechanische Weise ge-
sichert bleiben können.

Die durch jede der beiden
Vorrichtungen gebremsten Rä-
der müssen symmetrisch zur
Längsachse des Fahrzeuges lie-
gen.

Die Bremsflächen müssen
ständig mit den Rädern des
Fahrzeuges verbunden sein, so
daß sie nicht anders als nur
kurzfristig durch Kupplung,
Getriebe oder Freilauf getrennt
werden können.

Wenigstens eine Vorrichtung
muß auf Bremsflächen wirken,
die mit den Rädern starr oder
über Teile verbunden sind, de-
ren Versagen unwahrscheinlich
ist.

b) Bremsen der Anhänger

Jeder Anhänger, dessen zu-
lässiges Gesamtgewicht 750 kg
(1650 Pfund) übersteigt, muß
wenigstens eine Bremsanlage
haben, die auf symmetrisch zur
Längsachse des Fahrzeuges lie-
gende Räder und mindestens
auf die halbe Anzahl seiner
Räder wirkt.

Die vorstehende Bestimmung
gilt auch für Anhänger, deren
zulässiges Gesamtgewicht 750 kg
(1650 Pfund) nicht übersteigt,
aber höher als die Hälfte des
Leergewichtes des Zugfahrzeu-
ges ist.

Die Bremsanlage der Anhän-
ger mit einem zulässigen Ge-
samtgewicht von mehr als
3500 kg (7700 Pfund) muß über
die Betriebsbremse des Zugfahr-
zeuges betätigt werden können.
Wenn das zulässige Gesamtge-
wicht des Anhängers 3500 kg
(7700 Pfund) nicht übersteigt,
darf seine Bremsanlage durch
die Annäherung des Anhängers
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an das Zugfahrzeug betätigt
werden (Auflaufbremse).

Durch die Bremsanlage muß
beim losgelösten Anhänger das
Drehen der Räder verhindert
werden können.

Jeder mit Bremsen versehene
Anhänger muß eine Vorrich-
tung haben, die ihn selbsttätig
zum Halten bringt, wenn er
sich während der Fahrt vom
Zugfahrzeug löst. Diese Be-
stimmung gilt nicht für zwei-
rädrige Wohnanhänger und
leichte Gepäckanhänger, deren
Gewicht 750 kg (1650 Pfund)
übersteigt, wenn diese Anhän-
ger außer durch die Haupt-
kupplung durch eine Neben-
kupplung wie eine Kette oder
ein Drahtseil mit dem Zugfahr-
zeuge verbunden sind.

c) Bremsen der Sattelkraftfahr-
zeuge [Sattelmotorfahrzeuge]
und der Züge miteinander ver-

bundener Fahrzeuge

i) Sattelkraftfahrzeuge [Sat-
telmotorfahrzeuge]

Die Bestimmungen des Ab-
satzes a) gelten für alle Sattel-
kraftfahrzeuge [Sattelmotor-
fahrzeuge]. Sattelanhänger mit
einem zulässigen Gesamtgewicht
von mehr als 750kg (1650 Pfund)
müssen wenigstens eine Brems-
anlage haben, die über die Be-
triebsbremse des Zugfahrzeuges
betätigt werden kann.

Durch die Bremsanlage muß
ferner beim losgelösten Sattel-
anhänger das Drehen der Räder
verhindert werden können.

Die Landesgesetzgebung kann
vorschreiben, daß jeder mit
einer Bremse versehene Sattel-
anhänger eine Vorrichtung
haben muß, die ihn selbsttätig
zum Halten bringt, wenn er
sich während der Fahrt vom
Zugfahrzeug löst.

ii) Züge miteinander verbun-
dener Fahrzeuge

Jeder aus einem Kraftfahr-
zeug [Motorfahrzeug] und
einem oder mehreren Anhän-
gern bestehende Zug muß
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Bremsen haben, die es gestatten,
bei beliebiger Beladung auf allen
Steigungen und Gefällen, auf
denen der Zug verkehrt, seinen
Lauf zu beherrschen und ihn
sicher, schnell und wirksam an-
zuhalten.

d) Bremsen der Krafträder
[Motorräder] mit oder ohne

Seitenwagen

Alle Krafträder [Motorräder]
müssen zwei Bremsen haben, die
von Hand oder mit dem Fuß
betätigt werden können und ge-
statten, den Lauf des Kraft-
rades [Motorrades] zu beherr-
schen und es sicher, schnell und
wirksam anzuhalten.

II. Beleuchtung

a) Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge], die auf ebener
Straße eine Geschwindigkeit von
mehr als 20 km (12 Meilen) in
der Stunde erreichen können,
außer den Krafträdern [Motor-
rädern] mit oder ohne Seiten-
wagen, müssen vorn wenigstens
zwei weiße oder gelbe Schein-
werfer haben, die nachts bei
klarem Wetter die Straße vor
dem Fahrzeug auf mindestens
100 m (325 Fuß) wirksam be-
leuchten können.

b) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge], die auf ebener
Straße eine Geschwindigkeit von
mehr als 20 km (12 Meilen) in
der Stunde erreichen können,
außer den Krafträdern [Motor-
rädern] mit oder ohne Seiten-
wagen, müssen vorn zwei weiße
oder gelbe Abblendlichter
haben, die •erforderlichenfalls die
Straße vor dem Fahrzeug nachts
bei klarem Wetter auf wenig-
stens 30 m (100 Fuß) wirksam
beleuchten können und, unge-
achtet der Verkehrsrichtung, die
übrigen Straßenbenutzer nicht
blenden.

Die Abblendlichter müssen an
Stelle der Scheinwerfer verwen-
det werden, wo immer es er-
forderlich oder vorgeschrieben
ist, die übrigen Straßenbenutzer
nicht zu blenden.

c) Alle Krafträder [Motor-
räder] mit oder ohne Seiten-
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wagen müssen wenigstens einen
Scheinwerfer und ein Abblend-
licht haben, die den Bestimmun-
gen der Absätze a) und b) ent-
sprechen. Krafträder [Motor-
räder] mit einem Motor von
höchstens 50 cm3 (3'05 Kubik-
zoll) Zylinderinhalt können je-
doch von dieser Verpflichtung
befreit werden.

d) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge] außer den Kraft-
rädern [Motorrädern] ohne Sei-
tenwagen müssen vorn zwei
weiße Begrenzungslichter haben,
die nachts bei klarem Wetter auf
150 m (500 Fuß) vor dem Fahr-
zeug sichtbar sein müssen, ohne
die übrigen Straßenbenutzer zu
blenden.

Die äußersten Teile der
Leuchtflächen dieser Lichter
müssen möglichst nahe am Fahr-
zeugseitenrand liegen; ihr seit-
licher Abstand von der breite-
sten Stelle des Fahrzeuges darf
auf keinen Fall mehr als 400 mm
(16 Zoll) betragen.

Die Begrenzungslichter müs-
sen nachts brennen, wann immer
• ihre Verwendung vorgeschrie-
ben ist, und immer zusammen
mit den Abblendlichtern, wenn
die äußersten Teile der Leucht-
flächen der Abblendlichter mehr
als 400 mm (16 Zoll) seitlich
von der breitesten Stelle des
Fahrzeuges entfernt liegen.

e) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge] und jeder Anhän-
ger am Ende eines Zuges müssen
hinten wenigstens ein rotes
Licht haben, das nachts bei
klarem Wetter auf 150 m
(500 Fuß) hinter dem Fahrzeug
sichtbar ist.

f) Das hintere Kennzeichen
aller Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] und Anhänger muß
nachts so beleuchtet werden
können, daß es bei klarem
Wetter auf wenigstens 20 m
(65 Fuß) hinter dem Fahrzeug
lesbar ist.

g) Das oder die hinteren
roten Lichter und die Beleuch-
tung des hinteren Kennzeichens
müssen gleichzeitig mit den ein-
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zelnen Begrenzungslichtern, Ab-
blendlichtern oder Scheinwer-
fern brennen.

h) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge] außer den Kraft-
rädern [Motorrädern] ohne Sei-
tenwagen müssen zwei rote,
möglichst nicht dreieckige Rück-
strahler haben, die hinten am
Fahrzeug auf beiden Seiten
symmetrisch anzubringen sind.
Die äußeren Ränder beider
Rückstrahler müssen möglichst
nahe am Fahrzeugseitenrand
liegen; ihr seitlicher Abstand
von der breitesten Stelle des
Fahrzeuges darf auf keinen Fall
mehr als 400 mm (16 Zoll) be-
tragen. Wenn die roten Schluß-
lichter diese Bedingung er-
füllen, können die Rückstrahler
darin eingebaut sein. Diese
Rückstrahler müssen nachts bei
klarem Wetter auf wenigstens
100 m (325 Fuß) sichtbar sein,
wenn sie vom Licht zweier
Scheinwerfer getroffen werden.

i) Alle Krafträder [Motor-
räder] ohne Seitenwagen müssen
hinten einen roten, möglichst
nicht dreieckigen Rückstrahler
haben, der in das rote Schluß-
licht eingebaut sein kann und
unter den im Absatz h) genann-
ten Bedingungen sichtbar sein
muß.

j) Alle Anhänger und Sattel-
kraftfahrzeuge [Sattelmotor-
fahrzeuge] müssen zwei rote,
möglichst dreieckige Rückstrah-
ler haben, die hinten am Fahr-
zeug auf beiden Seiten symme-
trisch anzubringen sind. Diese
Rückstrahler müssen nachts bei
klarem Wetter auf wenigstens
100 m (325 Fuß) sichtbar sein,
wenn sie vom Licht zweier
Scheinwerfer getroffen werden.

Dreieckige Rückstrahler müs-
sen ein gleichseitiges Dreieck mit
wenigstens 150 mm (6 Zoll)
Seitenlänge darstellen, dessen eine
Spitze nach oben zeigt. Die
äußere Ecke des Rückstrahlers
muß möglichst nahe am Fahr-
zeugseitenrand liegen; ihr seit-
licher Abstand von der breite-
sten Stelle des Fahrzeuges darf
auf keinen Fall mehr als
400 mm (16 Zoll) betragen.
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k) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge] außer den Kraft-
rädern [Motorrädern] und jeder
Anhänger am Ende eines Zuges
müssen hinten wenigstens ein
rotes oder orangefarbiges Stop-
licht [Bremslicht] haben. Dieses
Licht muß bei Betätigung der
Betriebsbremse des Fahrzeuges
aufleuchten. Ist das Licht rot, so
muß seine Lichtstärke größer
sein als die des roten Schluß-
lichtes, wenn die beiden Lichter
nahe beieinander oder zusam-
mengebaut sind. An Anhängern
und Sattelanhängern, deren Ab-
messungen so gering sind, daß
das Stoplicht [Bremslicht] des
Zugfahrzeuges von hinten sicht-
bar bleibt, ist kein solches er-
forderlich.

1) Werden Kraftfahrzeuge
[Motorfahrzeuge] mit Fahrt-
richtungsanzeigern ausgerüstet,
so muß dafür eine der folgen-
den Arten verwendet werden:

i) ausschwenkbare, auf bei-
den Seiten über den Fahr-
zeugrand hinausragende
Zeiger, die bei waagrechter
Stellung dauernd orange-
farbig leuchten;

ii) unbewegliche, auf beiden
Seitenwänden des Fahr-
zeuges angebrachte, orange-
farbige Blinklichter;

iii) unbewegliche, auf beiden
Fahrzeugseiten vorn und
hinten angebrachte Blink-
lichter, die nach vorn
weiß oder orangefarbig,
nach hinten rot oder
orangefarbig leuchten.

m) Außer für Fahrtrichtungs-
anzeiger sind keine Blinklichter
zulässig.

n) Hat ein Fahrzeug mehrere
Lichter gleicher Art, so müssen
sie von gleicher Farbe sein.
Außer bei den Krafträdern [Mo-
torrädern] mit Seitenwagen
müssen je zwei dieser Lichter
symmetrisch zur Fahrzeuglängs-
achse angebracht sein.

o) Mehrere Lichter können in
einer Beleuchtungsvorrichtung
vereinigt werden, wenn jedes
von ihnen den vorstehend für sie
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festgelegten Bestimmungen ent-
spricht.

III. Weitere Bestimmungen

a) Lenkvorrichtung

Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] müssen eine kräftige
Lenkvorrichtung haben, die ein
leichtes, schnelles und sicheres
Wenden gestattet.

b) Rückblickspiegel

Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] müssen wenigstens
einen genügend großen Rück-
blickspiegel haben, der so anzu-
bringen ist, daß der Führer von
seinem Sitz aus die Straße hinter
dem Fahrzeug überblicken kann.
Diese Vorschrift ist jedoch für
Krafträder [Motorräder] mit
oder ohne Seitenwagen nicht
zwingend.

c) Warnvorrichtung

Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] müssen mindestens
eine akustische Warnvorrich-
tung von genügender Stärke
haben; Klingeln, Gongs, Glok-
ken, Sirenen und andere schrill-
tönende Vorrichtungen sind
nicht gestattet.

d) Scheibenwischer

Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] mit Windschutz-
scheibe müssen wenigstens einen
wirksamen Scheibenwischer ha-
ben, der keine dauernde Bedie-
nung durch den Führer erfor-
dert. Diese Vorrichtung ist aber
bei Krafträdern [Motorrädern]
mit oder ohne Seitenwagen
nicht erforderlich.

e) Windschutzscheiben

Mindestens die Windschutz-
scheiben müssen aus einem un-
veränderlichen, völlig durchsich-
tigen Stoff bestehen, der bei
Bruch keine scharfen Splitter
bilden soll. Beim Blick durch die
Scheibe dürfen die Gegenstände
nicht verzerrt erscheinen.

f) Rückwärtsgang

Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] mit mehr als 400 kg
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(900 Pfund) Leergewicht müssen
eine vom Führersitz aus bedien-
bare Einrichtung zum Rück-
wärtsfahren haben.

g) Schalldämpfer

Zur Vermeidung übermäßi-
gen oder außergewöhnlichen
Lärmes müssen alle Kraftfahr-
zeuge [Motorfahrzeuge] eine
ständig wirkende Vorrichtung
zur Dämpfung des Auspuff-
geräusches haben, deren Wir-
kung auf der Fahrt vom Führer
nicht ausgeschaltet werden kann.

h) Reifen

Die Räder der Kraftfahrzeuge
[Motorfahrzeuge] und ihre An-
hänger müssen Luftreifen oder
andere ebenso elastische Reifen
haben.

i) Haltevorrichtung für Gefälle

Alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge], deren zulässiges Ge-
samtgewicht 3500 kg (7700
Pfund) übersteigt, müssen auf
Fahrten in Berggegenden von
Ländern, deren Gesetzgebung
dies vorschreibt, eine Vorrich-
tung, zum Beispiel einen Unter-
legkeil, haben, durch die das
Abrollen nach vor- oder rück-
wärts verhindert wird.

j) Allgemeine Bestimmungen

i) Soweit als möglich dürfen
die mechanischen Anlagen und
zusätzlichen Vorrichtungen der
Kraftfahrzeuge [Motorfahr-
zeuge] nicht feuer- oder explo-
sionsgefährlich sein, weder
schädliche Gase noch belästi-
gende Gerüche oder Geräusche
erzeugen noch eine Gefahr bei
Zusammenstößen bilden.

ii) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge] müssen so gebaut
sein, daß die Sicht des Führers
nach vorn, rechts und links für
ein sicheres Fahren ausreicht.

iii) Die Bestimmungen über
Bremsen und Beleuchtung gelten
nicht für Invalidenfahrzeuge,
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deren Bremsen und Beleuchtung
den Vorschriften des Zulas-
sungslandes entsprechen. „In-
validenfahrzeug" im Sinne die-
ses Absatzes ist ein Kraftfahr-
zeug [Motorfahrzeug] dessen
Leergewicht 300 kg (700 Pfund)
und dessen Geschwindigkeit
30 km (19 Meilen) in der Stunde
nicht überschreitet, das für den
Gebrauch durch körperlich ge-
brechliche oder behinderte Per-
sonen eigens entworfen und ge-
baut (nicht nur hergerichtet)
worden ist und in der Regel
von solchen Personen verwendet
wird.

IV. Züge miteinander verbun-
dener Fahrzeuge

a) ein Zug miteinander ver-
bundener Fahrzeuge darf aus
einem Zugfahrzeug und einem
oder zwei Anhängern bestehen.
Ein Sattelkraftfahrzeug [Sattel-
motorfahrzeug] darf einen An-
hänger mitführen; dient das
Sattelkraftfahrzeug [Sattelmo-
torfahrzeug] aber der Personen-
beförderung, so darf der An-
hänger nur eine Achse haben
und keine Personen befördern.

b) Jeder Vertragsstaat kann
jedoch erklären, daß er an Zug-
fahrzeugen nur einen und an
Sattelkraftfahrzeugen [Sattel-
motorfahrzeugen] keinen An-
hänger zuläßt. Er kann auch
erklären, daß er keine Sattel-
kraftfahrzeuge [Sattelmotor-
fahrzeuge] zur Personenbeför-
derung zuläßt.

V. Übergangsbestimmungen

Die Bestimmungen der Ab-
schnitte I, II und III Absatz e)
gelten für die Kraftfahrzeuge
[Motorfahrzeuge] und ihre An-
hänger, die nach Ablauf von
zwei Jahren nach dem Inkraft-
treten dieses Abkommens zum
erstenmal zugelassen werden;
für alle Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] und Anhänger, die
vorher zum erstenmal zugelas-
sen worden sind, gelten sie erst
nach Ablauf von fünf Jahren
vom Inkrafttreten dieses Ab-
kommens an.
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Während dieser Übergangs-
zeiten gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge] müssen ent-
weder zwei voneinander
unabhängige Bremsenanla-
gen oder eine Bremsanlage
mit zwei voneinander un-
abhängigen Bedienungs-
vorrichtungen haben, von
denen die eine selbst dann
noch wirkt, wenn die an-
dere versagt; jedenfalls
muß die eine wie die an-
dere Anlage hinreichend
und schnell wirken.

b) Alle einzeln verkehrenden
Kraftfahrzeuge [Motor-
fahrzeuge] müssen vom
Hereinbrechen der Dun-
kelheit an und nachts
vorn wenigstens zwei
weiße Lichter, eines auf
der rechten und eines auf
der linken Seite, und hin-
ten ein rotes Licht haben.

Für zweirädrige Kraft-
räder [Motorräder] ohne
Seitenwagen genügt jedoch
vorn ein weißes Licht.

c) Alle Kraftfahrzeuge [Mo-
torfahrzeuge] müssen fer-
ner eine oder mehrere
Vorrichtungen haben, die
die Straße nach vorn auf
genügende Entfernung
wirksam beleuchten kön-
nen, wenn nicht schon die
oben vorgeschriebenen
weißen Lichter diese Be-
dingung erfüllen.

Bei Fahrzeugen, deren
Geschwindigkeit 30 km
(19 Meilen) in der Stunde
überschreiten kann, muß
die beleuchtete Strecke
mindestens 100 m (325
Fuß) betragen.

d) Beleuchtungsvorrichtungen,
die Blendung hervorrufen
können, müssen bei Be-
gegnung mit anderen
Straßenbenutzern und wo
immer es nützlich ist, ab-
geblendet werden können.
Beim Abblenden muß die
Lichtstärke noch zur wirk-
samen Beleuchtung der
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Fahrbahn auf wenigstens
25 m (80 Fuß) ausreichen.

e) Bei Kraftfahrzeugen [Mo-
torfahrzeugen] mit An-
hängern gelten für die Be-
leuchtung nach vorn die-
selben Bestimmungen wie
bei einzeln verkehrenden
Kraftfahrzeugen [Motor-
fahrzeugen] ; das rote
Schlußlicht muß hinten am
Anhänger angebracht sein.

Bestimmungen

Anhang 7
A b m e s s u n g e n u n d Ge-
w i c h t e d e r F a h r z e u g e

im i n t e r n a t i o n a l e n
V e r k e h r

1. Dieser Anhang gilt für die
nach Artikel 23 bezeichneten
Straßen.

2. Auf diesen Straßen sind für
leere oder beladene Fahrzeuge
höchstens die folgenden Abmes-
sungen und Gewichte zulässig,
mit der Einschränkung, daß
kein Fahrzeug eine schwerere
Ladung befördern darf als die
von der zuständigen Behörde
des Zulassungslandes bewilligte
Nutzlast:
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iv) Wenn in der Aufstellung
des Unterabsatzes iii) über
das zulässige Gesamt-
gewicht der Kraftfahr-
zeuge [Motorfahrzeuge]
im internationalen Ver-
kehr Unterschiede zwi-
schen den in metrischen
Einheiten und den in Fuß
und Pfund ausgedrückten
Angaben bestehen, so gilt
der höhere Wert.

3. Die Vertragsstaaten kön-
nen in regionalen Vereinbarun-
gen höhere als die in der Liste
angegebenen zulässigen Gesamt-
gewichte vorsehen. Es wird je-
doch empfohlen, das zulässige
Gesamtgewicht auf der am stärk-
sten belasteten Achse 13 metri-
sche Tonnen (28.660 Pfund)
nicht übersteigen zu lassen.

4. Bei der Bezeichnung der
Straßen, für die dieser Anhang
gilt, gibt jeder Vertragsstaat be-
kannt, welche Höchstabmessun-
gen und Höchstgewichte vor-
läufig auf diesen Straßen zu-
lässig sind, solange

a) Fähren, Tunnel oder
Brücken den Verkehr von
Fahrzeugen mit Abmes-
sungen und Gewichten
nach diesem Anhang nicht
gestatten,

b) Art und Zustand dieser
Straßen den Verkehr sol-
cher Fahrzeuge nicht zu-
lassen.

5. Sonderbewilligungen für
Fahrten mit Fahrzeugen oder
Zügen, die die oben erwähn-
ten Höchstabmessungen oder
Höchstgewichte übersteigen,
können von jedem Vertrags-
staat oder seinen Teilgebieten
ausgestellt werden.

6. Jeder Vertragsstaat oder
seine Teilgebiete können vor-
übergehend den Kraftfahrzeug-
verkehr [Motorfahrzeugverkehr]
auf Straßen, für die dieser An-
hang gilt, einschränken oder
untersagen oder das Gewicht
der darauf verkehrenden Fahr-
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zeuge beschränken, wenn die
Straße wegen ihres Abnutzungs-
grades, wegen starken Regens,
Schnees oder Tauwetters oder
wegen anderer ungünstiger Wit-
terungseinflüsse durch Fahr-
zeuge mit den gewöhnlich zu-
gelassenen Gewichten schwer be-
schädigt würde.

Anhang 8

A n f o r d e r u n g e n an d i e
K r a f t f a h r z e u g f ü h r e r

[ M o t o r f a h r z e u g f ü h r e r ]
im i n t e r n a t i o n a l e n

V e r k e h r

Das Mindestalter zur Füh-
rung eines Kraftfahrzeuges [Mo-
torfahrzeuges] unter den im
Artikel 24 des Abkommens
festgelegten Bedingungen be-
trägt achtzehn Jahre.

Jeder Vertragsstaat oder seine
Teilgebiete können jedoch Füh-
rerscheine anerkennen, die an-
dere Staaten an noch nicht acht-
zehnjährige Führer von Kraft-
rädern [Motorrädern] oder
Invalidenfahrzeugen ausgestellt
haben.
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Anhang 9
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Anhang 10
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KONFERENZ DER VER-
EINTEN NATIONEN
ÜBER DEN STRASSEN-
UND KRAFTFAHR-
ZEUGVERKEHR

PROTOKOLL ÜBER
STRASSENVERKEHRS-
ZEICHEN [DIE STRAS-
SENSIGNALISATION] *)
Im Bestreben, durch ein ein-

heitliches System der Verkehrs-
zeichen [Straßensignalisation]
die Sicherheit des Straßenver-
kehrs zu gewährleisten und den
internationalen Straßenverkehr
zu erleichtern, haben die an
diesem Protokoll beteiligten
Staaten die folgenden Bestim-
mungen vereinbart:

Abschnitt I
A l l g e m e i n e

B e s t i m m u n g e n
Artikel 1

Die Vertragspartner nehmen
das in diesem Protokoll be-
schriebene System der Verkehrs-
zeichen [Straßensignalisation] an
und verpflichten sich, es mög-
lichst bald einzuführen. Zu die-
sem Zweck bringen sie die hier
vorgesehenen Zeichen [Signale]
an, wo solche neu aufgestellt
oder bestehende erneuert wer-
den. Die mit dem System dieses
Protokolls nicht übereinstim-
menden Zeichen [Signale] müs-
sen spätestens zehn Jahre nach
dem Inkrafttreten dieses Proto-
kolls für die einzelnen Vertrags-
partner vollständig ersetzt sein.

Artikel 2
Die Vertragspartner verpflich-

ten sich, sofort nach dem In-
krafttreten dieses Protokolls
alle Zeichen [Signale] zu er-
setzen, die trotz gleicher Merk-
male eine andere Bedeutung
haben als ein im Protokoll vor-
gesehenes Zeichen [Signal].

*) Entsprechend den Schlußprotokollen von Salzburg vom 23. Feber 1952 und von Bad Godesberg vom
7. April 1952 über die Besprechungen der Vertreter der Republik Österreich, der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Herstellung einer einheitlichen deutschen Übersetzung wurden,
um die eingebürgerten landesüblichen Ausdrücke berücksichtigen zu können, in der deutschen Fassung
Klammerausdrücke eingefügt, die nach Wahl übernommen werden können. Die in eckigen Klammern an-
gefügten Ausdrücke entstammen der deutschen oder schweizerischen Gesetzessprache.
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Abschnitt II
S t r a ß e n v e r k e h r s -

z e i c h e n
[ S t r a ß e n s i g n a l e ]

I. Kapitel
A l l g e m e i n e s

Artikel 3
Das internationale System der

Straßenverkehrszeichen [Stra-
ßensignalisationssystem] umfaßt
folgende drei Gruppen von
Zeichen [Signalen]:

a) Gefahrenzeichen [Gefah-
rensignale];

b) Vorschriftszeichen [Vor-
schriftssignale], unterteilt
in:

i) Verbotszeichen [Ver-
botssignale],

ii) Gebotszeichen [Ge-
botssignale];

c) Richtzeichen, unterteilt
in:

i) Hinweiszeichen [Hin-
weissignale],

ii) Vorwegweiser und
Wegweiser,

iii) Orts- und Straßen-
bezeichnungstafeln.

Artikel 4

Die Form der Tafel ist für
jede Gruppe von Zeichen [Si-
gnalen] verschieden.

Artikel 5

1. Die Symbole der auf den
beigefügten Abbildungen dar-
gestellten Zeichen [Signale] müs-
sen von den Vertragspartnern
als Grundlage ihres Verkehrs-
zeichensystems [ihrer Straßen-
signalisation] angenommen wer-
den. In der Regel müssen sie auf
den Tafeln selbst angebracht
sein.

2. Erachtet ein Vertragspart-
ner Änderungen an Einzelhei-
ten dieser Symbole für notwen-
dig, so dürfen doch die wesent-
lichen Symbolmerkmale nicht
verändert werden.

3. Zur besseren Verständlich-
keit der Zeichen [Signale] kön-
nen darunter zusätzliche An-



Stück 60, Nr. 222. 1239

gaben auf einem rechteckigen
Schild angebracht werden.

4. Werden auf Zeichen [Signa-
len] oder Zusatzschildern Auf-
schriften angebracht, so müssen
sie in der oder in den Landes-
sprachen und allenfalls in einer
der Amtssprachen der Vereinten
Nationen abgefaßt sein.

5. Neue Symbole, die die Ver-
tragspartner nach Artikel 17
Absatz 1 des am 19. September
1949 in Genf zur Unterzeich-
nung aufgelegten Abkommens
über den Straßenverkehr ein-
führen, sind dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen be-
kanntzugeben, der sie den Ver-
tragspartnern mitteilt.

Artikel 6

1. Für die Zeichen [Signale],
Symbole und Aufschriften sind
die in diesem Protokoll vor-
geschriebenen Farben zu ver-
wenden, es sei denn, daß außer-
gewöhnliche Umstände dies un-
möglich machen.

2. Steht die Wahl der Farben
frei, so muß jedes Land für die
unter gleichen Bedingungen auf-
gestellten Zeichen [Signale] einer
Gruppe dieselben Farben ver-
wenden.

3. Die Rückseite der Tafeln
ist in neutraler Farbe zu halten,
außer beim Zeichen [Signal] III,
C. la, b und beim Symbol II,
A. 15, wenn es auf der Rück-
seite des Zeichens [Signals] II,
A. 14 angebracht ist.

Artikel 7

Rückstrahlvorrichtungen dür-
fen die Straßenbenutzer nicht
blenden und die Lesbarkeit des
Symbols oder der Aufschrift
nicht beeinträchtigen.

Artikel 8

1. Die Tafeln müssen so be-
messen sein, daß das Zeichen
[Signal] von fern leicht sichtbar
und aus der Nähe leicht ver-
ständlich ist.
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2. Zur Gewährleistung mög-
lichst großer Einheitlichkeit
müssen die Abmessungen der
verschiedenen Zeichen [Signale]
in jedem Land genormt werden.
Im allgemeinen werden für jede
Art zwei Größen - verwendet:
ein Normal- und ein Kleinfor-
mat. Das Kleinformat wird ver-
wendet, wo die Verhältnisse die
Aufstellung des Normalforma-
tes nicht gestatten oder die
Sicherheit der Straßenbenutzer
es nicht verlangt. Ausnahms-
weise kann zur Wiederholung
eines Zeichens [Signals] oder in
Ortschaften ein Sonderkleinfor-
mat verwendet werden.

Artikel 9

1. Außerhalb von Ortschaften
darf die Mittelsenkrechte der
Tafeln höchstens 2 m vom Fahr-
bahnrand entfernt sein, sofern
nicht besondere Umstände ent-
gegenstehen.

2. In Ortschaften und in
Berggegenden darf der Abstand
zwischen dem der Fahrbahn am
nächsten liegenden äußersten
Rand der Tafel und der Senk-
rechten auf dem Fahrbahnrand
nicht weniger als 0'50 m betra-
gen. In Ausnahmefällen darf
dieser Abstand verringert wer-
den.

Artikel 10

1. In diesem Protokoll gilt als
Höhe der Tafel über dem Bo-
den die Höhe ihrer Unterkante
über der Ebene des Straßen-
scheitels.

2. Soweit als möglich ist auf
demselben Straßenzug eine ein-
heitliche Höhe einzuhalten.

II. Kapitel

G r u p p e I. G e f a h r e n z e i -
c h e n [ G e f a h r e n s i g n a l e ]

Artikel 11

1. Die Tafeln der Gefahren-
zeichen [Gefahrensignale] haben
die Form eines gleichseitigen
Dreiecks. Eine Spitze des Drei-
ecks zeigt nach oben außer beim



Stück 60, Nr. 222. 1241

Zeichen [Signal] „ACHTUNG
VORRANGSTRASSE" (I, 22),
dessen eine Spitze nach unten
zeigt.

2. Die Tafeln haben einen
roten Rand und einen weißen
oder hellgelben Grund. Die
Symbole sind schwarz oder von
dunkler Farbe.

3. Die Seiten des Dreiecks
messen bei Zeichen [Signalen]
im Normalformat mindestens
0'90 m, im Kleinformat wenig-
stens 0'60 m.

4. Die Tafeln müssen auf der
Seite der Fahrtrichtung ange-
bracht und dem Verkehr zuge-
wendet sein. Sie können auf der
anderen Seite der Straße wieder-
holt werden.

5. Soweit dieses Protokoll
nichts anderes bestimmt, sind
die Tafeln wenigstens 150 m
und nicht mehr als 250 m vor
der Gefahrenstelle anzubringen,
wenn die örtlichen Verhältnisse
dies nicht unmöglich machen.
Bei solchen Ausnahmen wird
die Tafel weniger als 150 m,
aber möglichst weit vor der Ge-
fahrenstelle angebracht, und es
sind besondere Maßnahmen zu
treffen.

6. Die Höhe der Zeichen
[Signale] darf nicht mehr als
2'20 m und außerhalb von Ort-
schaften nicht weniger als
0'60 m betragen.

7. Die Tafeln sind so aufzu-
stellen, daß sie nicht verdeckt
sind und die Fußgänger nicht
behindern.

Artikel 12

Das Zeichen [Signal] „QUER-
RINNE oder AUFWÖLBUNG"
(I, 1) wird vor Hindernissen wie
Querrinnen, Aufwölbungen oder
aufgewölbten Brücken ange-
bracht.
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Artikel 13

1. Das Zeichen [Signal] „GE-
FÄHRLICHE KURVE" oder
„GEFÄHRLICHE KURVEN"
(I, 2) wird nur vor einer oder
mehreren Kurven aufgestellt,
die wegen ihrer Beschaffenheit
oder Unübersichtlichkeit ge-
fährlich sind.

2. Statt dieses Zeichens [Sig-
nals] kann jeder Vertragspartner
Zeichen [Signale] einführen, die
die Art der Kurven deutlicher
bezeichnen. Diese Zeichen [Sig-
nale] sind dann im ganzen Ge-
biet des betreffenden Vertrags-
partners ausschließlich zu ver-
wenden; diese Zeichen [Signale]
sind:
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Artikel 14

Das Zeichen [Signal] „KREU-
ZUNG" (I, 7) wird, wenn es
notwendig ist, vor einer Gabe-
lung, Kreuzung oder Einmün-
dung aufgestellt. In Ortschaften
wird dieses Zeichen [Signal] nur
ausnahmsweise angebracht.

Artikel 15

1. Das Zeichen [Signal]
„BAHNÜBERGANG MIT
SCHRANKEN" (I, 8) ist vor
jedem durch Schranken gesicher-
ten Bahnübergang aufzustellen.

2. Das Zeichen [Signal]
„BAHNÜBERGANG OHNE
SCHRANKEN" (I, 9) ist vor
jedem nicht durch Schranken
gesicherten Bahnübergang aufzu-
stellen, gleichgültig, ob er mit
selbsttätiger Signalanlage ver-
sehen ist oder nicht.
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3. Auf Straßen mit starkem
nächtlichen Kraftfahrzeugver-
kehr [Motorfahrzeugverkehr]
müssen die in den Absätzen 1
und 2 erwähnten Zeichen [Si-
gnale] beleuchtet, mit Rückstrah-
lern versehen oder mit einem
rückstrahlenden Stoff überzogen
sein.

4. Die Schranken der Bahn-
übergänge sind mit roten und
weißen oder roten und hell-
gelben Streifen zu bemalen. Sie
können auch weiß oder hellgelb
gestrichen und in der Mitte mit
einer großen roten Scheibe ver-
sehen sein. Um die Schranken
bei Nacht besser sichtbar zu ma-
chen, müssen sie entweder mit
rotem Licht oder mit roten
Rückstrahlern oder mit einem
Scheinwerfer versehen sein, der
die Schranken beleuchtet, so-
lange sie nicht vollständig ge-
öffnet sind.

5. Bei jedem Bahnübergang
ohne Schranken muß in unmit-
telbarer Nähe der Schienen ein
Zeichen [Signal] in der Form
des Andreaskreuzes (I, 10 und
I, 11) oder eine rechteckige Ta-
fel mit neutralem Grund, auf
der dieses Kreuz aufgemalt ist,
aufgestellt werden. Um jede
Verwechslung zu vermeiden,
dürfen Bahnübergänge mit
Schranken nicht mit diesem
Zeichen [Signal] versehen sein.
Das Andreaskreuz oder wenig-
stens seine unteren Arme kön-
nen verdoppelt werden, wenn
die Eisenbahnlinie zwei oder
mehr Geleise hat. Das Kreuz
muß rot und weiß oder rot und
hellgelb gestrichen sein.

6. Die Bestimmungen der vor-
stehenden Absätze gelten für
Eisenbahnen allgemeiner Bedeu-
tung. Bei Eisenbahnen nur ört-
licher Bedeutung und bei Stra-
ßenbahnen müssen die Zeichen
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[Signale] außerhalb von Ort-
schaften dieselbe Form und Be-
deutung haben wie die Zeichen
[Signale] bei Bahnübergängen
der Eisenbahnen allgemeiner Be-
deutung. Die Vertragspartner
können jedoch bei den in diesem
Artikel vorgesehenen Zeichen
[Signalen] gewisse Vereinfachun-
gen oder Ausnahmen gestatten,
besonders auf Straßen mit gerin-
gem Verkehr oder vor Straßen-
bahnübergängen, die mit einer
Gabelung, Kreuzung oder Ein-
mündung zusammenfallen.

7. Für innerhalb von Ort-
schaften gelegene Strecken von
Eisenbahnen nur örtlicher Be-
deutung und Straßenbahnen so-
wie für Industriegeleise und an-
dere ähnliche Anschlußgeleise
stellen die zuständigen Behörden
der Vertragspartner die Vor-
schriften auf.

Artikel 16

1. Das Zeichen [Signal] „GE-
FÄHRLICHES GEFÄLLE" (I,
12) wird verwendet, wenn die
zuständigen Behörden es für
notwendig erachten, vor einem
gefährlichen Gefälle zu warnen,
sofern die Neigung zehn Pro-
zent übersteigt oder wegen der
örtlichen Verhältnisse eine Ge-
fahr darstellt.

2. Das Gefälle muß auf dem
Zeichen [Signal] angegeben wer-
den, wie zum Beispiel in den
Abbildungen I, 12a und I, 12b.

Artikel 17

Das Zeichen [Signal] „ENG-
PASS" (I, 13) wird aufgestellt,
wenn die zuständigen Behörden
es für notwendig erachten, eine
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Verengung der Fahrbahn anzu-
zeigen, die eine Gefahr darstel-
len kann.

Artikel 18

Das Zeichen [Signal] „BE-
WEGLICHE BRÜCKE" (I,14)
wird verwendet, wenn die zu-
ständigen Behörden es für not-
wendig erachten, eine bewegliche
Brücke anzuzeigen.

Artikel 19

1. Das Zeichen [Signal] „BAU-
STELLE" (I, 15) wird aufge-
stellt, um Arbeiten auf der
Straße anzuzeigen.

2. Die Grenzen der Baustellen
müssen nachts deutlich gekenn-
zeichnet sein.
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Artikel 20

Das Zeichen [Signal]
„SCHLEUDERGEFAHR" (I,
16) wird verwendet, wenn die
zuständigen Behörden es für
notwendig halten, einen Ab-
schnitt der Fahrbahn anzuzeigen,
dessen Oberfläche unter be-
stimmten Verhältnissen glitschig
sein kann.

Artikel 21

1. Das Zeichen [Signal] „FUSS-
GÄNGERÜBERGANG" (I, 17)
wird aufgestellt, wenn die zu-
ständigen Behörden es für not-
wendig erachten, einen Fußgän-
gerübergang anzuzeigen. Die
Art der Kennzeichnung dieser
Übergänge bestimmen die zu-
ständigen Behörden.

2. Die Bestimmungen von Ar-
tikel 11 Absatz 5 dieses Proto-
kolls gelten nicht für dieses Zei-
chen [Signal].

Artikel 22

1. Das Zeichen [Signal] „KIN-
DER" (I, 18) wird verwendet,
wenn die zuständigen Behörden
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es für notwendig erachten, vor
Stellen wie Schulen oder Spiel-
plätzen zu warnen, wo sich häu-
fig Kinder aufhalten.

2. Die Bestimmungen von Ar-
tikel 11 Absatz 5 dieses Proto-
kolls gelten nicht für dieses Zei-
chen [Signal].

Artikel 23

Das Zeichen [Signal] „ACH-
TUNG TIERE" (I, 19) wird
aufgestellt, wenn die zuständi-
gen Behörden es für notwendig
halten anzuzeigen, daß ein Ge-
biet beginnt, wo mit unbeglei-
teten Tieren zu rechnen ist.

Artikel 24

Das Zeichen [Signal] „KREU-
ZUNG MIT STRASSE OHNE
VORRANG" (I, 20) wird im
Gebiet von Vertragspartnern,
deren Verkehrsregeln es ent-
spricht, auf Vorrangstraßen oder
Straßen mit starkem Verkehr
aufgestellt, wenn die zuständigen
Behörden es für notwendig er-
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achten, eine Kreuzung mit einer
Straße ohne Vorrang anzuzeigen.

Artikel 25

1. Das Zeichen [Signal] „AN-
DERE GEFAHR" (I, 21) wird
verwendet, wenn die zuständi-
gen Behörden es für notwendig
erachten, eine andere als die in
den Artikeln 12 bis 24 dieses
Protokolls erwähnten Gefahren
anzuzeigen.

2. Auf dem Zeichen [Signal]
kann jedoch an Stelle des Sym-
bols eine Aufschrift in schwar-
zer oder dunkler Farbe ange-
bracht sein, die die Gefahr nä-
her bezeichnet, wie Kreisver-
kehr, beschränkte lichte Höhe
oder Breite, Fähre oder Stein-
schlag.

3. Dieses Zeichen [Signal] muß
immer das Symbol oder eine
Aufschrift oder beides enthalten.

4. Unter dem Zeichen [Signal]
kann zusätzlich ein rechteckiges
Schild mit einer Aufschrift oder
einem Symbol nach Landes-
brauch jedes Vertragspartners
angebracht werden.
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Artikel 26

Auf dem Gebiet von Ver-
tragspartnern, wo die Witte-
rungsverhältnisse die Aufstel-
lung voller Tafeln nicht zulas-
sen, kann ein roter Dreieck-
rahmen zur Bezeichnung der
verschiedenen in den Artikeln 12
bis 25 aufgezählten Gefahren
verwendet werden. Unter die-
sem Dreieck muß immer ein
rechteckiges Schild angebracht
sein, worauf das der Gefahr ent-
sprechende Symbol, eine entspre-
chende Aufschrift oder beides
angebracht ist.

Artikel 27

1. Das Zeichen [Signal] „ACH-
TUNG VORRANGSTRASSE"
(I, 22) wird verwendet, um dem
Führer anzuzeigen, daß er den
Fahrzeugen auf der Straße, der
er sich nähert, den Vorrang [den
Vortritt, die Vorfahrt] gewäh-
ren muß.

2. Dieses Zeichen [Signal] wird
auf Straßen ohne Vorrang in
angemessenem Abstand, das
heißt außerhalb von Ortschaf-
ten höchstens 50 m und in Ort-
schaften höchstens 25 m vor der
Gabelung, Kreuzung oder Ein-
mündung aufgestellt.

Es wird überdies empfohlen,
zur Bezeichnung der Lage sol-
cher Gabelungen, Kreuzungen
oder Einmündungen möglichst
nahe daran eine Linie, eine
Marke oder ein Zeichen anzu-
bringen.

3. Wo es wünschenswert ist,
namentlich wo das Zeichen [Sig-
nal] „KREUZUNG" (I, 7) fehlt,
kann dem Zeichen [Signal] I, 22
ein Zeichen [Vorsignal] voran-
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gehen, das aus einem Zeichen
[Signal] I, 22 besteht, dem wie
in der Abbildung I, 22a ein
rechteckiges Schild mit der An-
gabe des Abstandes von der Ga-
belung, Kreuzung oder Einmün-
dung beigefügt ist.

Wenn zwischen dem voran-
gehenden Zeichen [dem Vor-
signal] und der Vorrangstraße
oder der Straße mit starkem
Verkehr andere Gabelungen,
Kreuzungen oder Einmündun-
gen liegen, ist es nach jeder von
ihnen zu wiederholen.

III. Kapitel

G r u p p e II. V o r s c h r i f t s -
z e i c h e n [ V o r s c h r i f t s -

s i g n a l e ]

Artikel 28

1. Die Zeichen [Signale] dieser
Gruppen bedeuten in Verboten
oder Geboten bestehende An-
ordnungen der zuständigen Be-
hörden. .

2. Die Tafeln dieser Gruppe
sind rund.

3. Außer beim Zeichen [Sig-
nal] II, A. 16 beträgt der Durch-
messer für die Zeichen [Signale]
im Normalformat mindestens
0'60 m, im Kleinformat wenig-
stens 0'40 m. Bei den Zeichen
[Signalen] II, A. 15, 17, 18 und
II, B. 1, 2 kann der Durchmes-
ser auf 0'20 m vermindert wer-
den, wenn sie als Zwischenzei-
chen [Zwischensignale] aufge-
stellt werden.
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4. Die Tafeln müssen auf der
Seite der Fahrtrichtung ange-
bracht und dem Verkehr zu-
gewendet sein. Sie können auf
der andern Seite der Straße wie-
derholt werden.

5. Die Tafeln sind in unmit-
telbarer Nähe der Stelle anzu-
bringen, wo das Verbot oder
Gebot beginnt oder weiter-
besteht. Die Tafeln, die das Ab-
biegen verbieten oder eine be-
stimmte Fahrtrichtung vor-
schreiben, können jedoch in an-
gemessenem Abstand davor an-
gebracht werden.

6. Die Höhe der Signale darf
nicht mehr als 2'20 m und nicht
weniger als 0'60 m betragen.

II, A. V e r b o t s z e i c h e n
[ V e r b o t s s i g n a l e ]

Artikel 29

Soweit dieses Protokoll nichts
anderes vorsieht, müssen die
Verbotszeichen [Verbotssignale]
in den folgenden Farben gehal-
ten sein: weißer oder hellgelber
Grund mit rotem Rand, schwar-
zes oder dunkelfarbiges Symbol.

Artikel 30

Die Zeichen [Signale] für Ver-
kehrsverbote sind:

a) das Zeichen [Signal]
„FAHRVERBOT (IN
BEIDEN RICHTUN-
GEN)" (II, A. 1);
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b) das Zeichen [Signal] „EIN-
FAHRT VERBOTEN"
(II, A. 2); dieses Zeichen
ist rot mit einem weißen
oder hellfarbigen waag-
rechten Querbalken;

c) das Zeichen [Signal]
„ABBIEGEN NACH
RECHTS (NACH
LINKS) VERBOTEN" (II,
A. 3); der Pfeil ist je nach
der Bedeutung des Ver-
bots nach rechts oder links
gerichtet;

d) Das Zeichen [Signal]
„ÜBERHOLEN VERBO-
TEN" (II, A.4); dieses
Zeichen wird verwendet,
um anzuzeigen, daß das
Überholen allen Kraftfahr-
zeugen [Motorfahrzeugen]
verboten ist; bei Links-
verkehr sind die Farben



1254 Stück 60, Nr. 222.

der beiden abgebildeten
Wagen vertauscht.

Artikel 31

Die Verbotszeichen [Verbots-
signale] für bestimmte Fahr-
zeuggattungen sind:

a) das Zeichen [Signal] „EIN-
FAHRT VERBOTEN
FÜR ALLE KRAFT-
FAHRZEUGE [MOTOR-
FAHRZEUGE] AUSSER
KRAFTRÄDERN [MO-
TORRÄDERN] OHNE
SEITENWAGEN" (II,
A.5);

b) das Zeichen [Signal]
„EINFAHRT VERBO-
TEN FÜR KRAFT-
RÄDER [MOTORRÄ-
DER] OHNE SEITEN-
WAGEN" (II, A. 6);
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c) das Zeichen [Signal] „EIN-
FAHRT VERBOTEN
FÜR ALLE KRAFT-
FAHRZEUGE [MOTOR-
FAHRZEUGE]" (II, A. 7);

d) das Zeichen [Signal] „EIN-
FAHRT VERBOTEN
FÜR LASTWAGEN
MIT ÜBER . . . TONNEN
GESAMTGEWICHT" (II,
A.8);

e) das Zeichen [Signal] „EIN-
FAHRT VERBOTEN
FÜR RADFAHRER" (II,
A.9).
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Artikel 32

Die Zeichen [Signale] für Be-
schränkungen der Abmessungen,
Gewichte oder Geschwindigkei-
ten der Fahrzeuge sind:

a) das Zeichen [Signal]
„EINFAHRT VERBO-
TEN FÜR ÜBER . . . ME-
TER ( . . . FUSS) BREITE
FAHRZEUGE" (II, A. 10);

b) das Zeichen [Signal]
„EINFAHRT VERBO-
TEN FÜR ÜBER . . . ME-
TER ( . . . FUSS) HOHE
FAHRZEUGE" (II, A.11);

c) das Zeichen [Signal] „EIN-
FAHRT VERBOTEN
FÜR FAHRZEUGE MIT
ÜBER . . . TONNEN GE-
SAMTGEWICHT" (II,
A. 12); darunter kann zu-
sätzlich ein rechteckiges
Schild angebracht werden
mit Angaben über beson-
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dere Verkehrsregeln oder
über die Höchstzahl der
Fahrzeuge, die zu gleicher
Zeit über eine Brücke fah-
ren dürfen;

d) das Zeichen [Signal] „EIN-
FAHRT VERBOTEN
FÜR FAHRZEUGE MIT
ÜBER . . . TONNEN
ACHSDRUCK" (II.A.13);

e) das Zeichen [Signal] „GE-
SCHWINDIGKEITSBE-
SCHRÄNKUNG" (II,
A. 14); darunter kann zu-
sätzlich ein rechteckiges
Schild mit rotem Rand
und Angabe von Einzel-
heiten über die Geschwin-
digkeitsbeschränkung an-
gebracht werden;
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f) das Zeichen „ENDE DER
GESCHWINDIGKEITS-
BESCHRÄNKUNG" (II,
A. 15) (weißer oder hellgel-
ber Grund mit schwarzem
oder dunkelfarbigem schrä-
gem Querbalken) wird
verwendet, um das Ende
der Strecke anzuzeigen, auf
der die Geschwindigkeit
beschränkt ist; es kann auf
der Rückseite der Tafel II,
A. 14 angebracht werden,
selbst wenn es aus diesem
Grunde nicht auf dem der
Fahrtrichtung entsprechen-
den Straßenrand steht.

Artikel 33

1. Das Zeichen [Signal]
„HALT VOR DER KREU-
ZUNG" wird verwendet, um
dem Führer anzuzeigen, daß er
anhalten muß, bevor er auf eine
Vorrangstraße oder eine Straße
mit starkem Verkehr einfährt,
sofern die Verkehrsregelung
einen solchen Halt vorsieht.

2. Dieses Zeichen [Signal] be-
steht aus einem roten Dreieck
mit einer Spitze nach unten, das
von einem roten Kreis um-
schlossen ist. Das Dreieck kann
wie in Abbildung II, A. 16 das
Wort „Stop" enthalten.
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3. Der Durchmesser beträgt
bei diesem Zeichen [Signal]
im Normalformat wenigstens
0'90 m, im Kleinformat minde-
stens 0'60 m.

4. Das Zeichen [Signal] ist auf
der Straße ohne Vorrang in an-
gemessenem Abstand, das heißt
außerhalb von Ortschaften höch-
stens 50 m, in Ortschaften
höchstens 25 m vor der Gabe-
lung, Kreuzung oder Einmün-
dung aufzustellen.

Es wird überdies empfohlen,
zur Bezeichnung der Lage sol-
cher Gabelungen, Kreuzungen
oder Einmündungen möglichst
nahe daran auf der Straße eine
Linie, eine Marke oder ein Zei-
chen anzubringen.

5. Wo es wünschenswert ist,
namentlich wo das Zeichen [Sig-
nal] „KREUZUNG" (I, 7) fehlt,
kann dem Zeichen [Signal] II,
A. 16 ein Zeichen [Vorsignal]
vorangehen, das aus einem Zei-
chen [Signal] I, 22 besteht, dem
wie in der Abbildung I, 22a

ein rechteckiges Schild mit der
Angabe des Abstandes von der
Gabelung, Kreuzung oder Ein-
mündung beigefügt ist.

Wenn zwischen dem voran-
gehenden Zeichen [dem Vor-
signal] und der Vorrangstraße
oder der Straße mit starkem
Verkehr andere Gabelungen,
Kreuzungen oder Einmündun-
gen liegen, ist es nach jeder von
ihnen zu wiederholen.

Artikel 34

1. Das Zeichen [Signal]
„HALT (ZOLL)" (II, A. 17)
wird verwendet, um eine Zoll-
stelle anzuzeigen, bei der ange-
halten werden muß.

Das Wort „ZOLL" muß auf
diesem Zeichen [Signal] enthal-
ten sein. Die Übersetzung dieses
Wortes in eine Sprache des
Nachbarlandes kann hinzugefügt
werden (II, A. 17).
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2. Dieses Zeichen [Signal]
kann auch für andere Anhalte-
gebote verwendet werden; in
diesem Fall ist die Aufschrift
„Zoll" durch die Angabe des
Grundes zum Anhalten zu er-
setzen.

Artikel 35

1. Das Zeichen [Signal] „BE-
SCHRÄNKUNG FÜR HAL-
TEN ODER PARKEN" (II,
A. 18) bezeichnet die Stellen,
wo Fahrzeuge nicht halten oder
nicht oder nur für beschränkte
Dauer parken dürfen. Das Mit-
telfeld der Scheibe ist blau; sie
hat einen roten schrägen Quer-
balken und einen roten Rand.

2. Ohne Aufschrift bedeutet
dieses Zeichen [Signal] ein dau-
erndes Parkverbot.

3. Aufschriften mit der An-
gabe:
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a) der Stunden, während
deren das Parken ver-
boten ist,

b) der Dauer, während der
das Parken gestattet ist,

c) der Tage, an denen das
Parken abwechselnd auf
der einen oder andern
Straßenseite gestattet ist,

d) der Ausnahmen für ge-
wisse Fahrzeuggattungen

können entweder auf dem Zei-
chen [Signal] selbst oder zusätz-
lich auf einem Schild darunter
angebracht werden, sofern die
Verständlichkeit dadurch nicht
beeinträchtigt wird.

4. Die Aufschrift „HALTEN
VERBOTEN" auf dem Zeichen
[Signal] selbst oder auf einem
zusätzlichen Schild darunter be-
deutet, daß das Halten der
Fahrzeuge verboten ist.

5. Vertragspartner, die früher
ein Zeichen [Signal] „PARK-
VERBOT" (rote Scheibe, die
ein weißes oder hellgelbes Mit-
telfeld mit den Buchstaben P
und einem schrägen roten Quer-
balken trägt) angenommen hat-
ten, um ein längeres Parken von
Fahrzeugen mit oder ohne Füh-
rer zu verbieten, brauchen die-
ses System vorläufig nicht zu
ändern. Da aber dieses Protokoll
nur das Zeichen [Signal] II, A. 18
für diesen Zweck vorsieht, wird
den Vertragspartnern dringend
empfohlen, auf ihrem Gebiet
die Bedingungen für Halten
oder Parken nach den Grund-
sätzen der vorstehenden Ab-
sätze 1 bis 4 anzuzeigen.

II, B. G e b o t s z e i c h e n
[ G e b o t s s i g n a l e ]

Artikel 36

1. Die Farben der Gebots-
zeichen [Gebotssignale] sind:
blauer Grund und weißes Sym-
bol.
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2. Die Gebotszeichen [Gebots-
signale] sind:

a) das Zeichen [Signal]
„VORGESCHRIEBENE
FAHRTRICHTUNG" (II,
B. 1); das Symbol dieses
Zeichens [Signals] kann
Sonderfällen angepaßt
werden;

b) das Zeichen [Signal]
„RADWEG" (II, B. 2); es
bedeutet, daß die Radfah-
rer den ihnen vorbehalte-
nen besonderen Weg be-
nutzen müssen.

IV. Kapitel

G r u p p e III. R i c h t -
z e i c h e n

Artikel 37

1. Die Tafeln dieser Gruppe
sind rechteckig.

2. Soweit die Farben frei ge-
wählt werden können, darf die
rote Farbe nie vorherrschen.
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III, A. H i n w e i s z e i c h e n
[ H i n w e i s s i g n a l e ]

Artikel 38

1. Das Zeichen [Signal]
„PARKEN" (III, A. 1) bezeich-
net Stellen, auf denen das Par-
ken gestattet ist.

2. Die Tafel ist quadratisch.

3. Die Quadratseite mißt we-
nigstens 0'60 m beim Zeichen
[Signal] im Normalformat und
mindestens 0'40 m im Kleinfor-
mat.

4. Diese Tafel kann recht-
winklig oder parallel zur
Straße angebracht werden.

5. Der Grund der Tafel ist
blau, der Buchstabe „P" weiß.

6. Darunter kann zusätzlich
ein rechteckiges Schild ange-
bracht werden mit Angaben
über die Beschränkung der
Parkdauer oder über die Lage
des Parkplatzes.

Artikel 39

1. Das Zeichen [Signal]
„HEILSTÄTTE [HOSPITAL,
SPITAL]" zeigt dem Fahrzeug-
führer an, daß er die in der
Nähe von Krankenanstalten
notwendigen Maßnahmen tref-
fen, namentlich jeden unnötigen
Lärm vermeiden muß.

2. Die Tafel enthält unter
dem Symbol H das Wort
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„HEILSTÄTTE [HOSPITAL,
SPITAL]" wie in Abbildung III,
A. 2.

3. Der Grund der Tafel ist
blau, die Aufschrift weiß.

4. Das Zeichen [Signal] muß
rechtwinklig zur Straße ange-
bracht sein.

Artikel 40

1. Die Zeichen [Signale] für
Hilfsdienste sind:

a) das Zeichen [Signal]
„HILFSPOSTEN" (III,
A. 3 oder III, A. 4), das
auf einen in der Nähe
liegenden Hilfsposten eines
amtlich anerkannten Ver-
bandes hinweist;
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b) das Zeichen [Signal] „PAN-
NENHILFE" (III, A. 5),
das zur Bezeichnung einer
in der Nähe liegenden
Werkstätte dient;

c) das Zeichen [Signal] „TE-
LEPHON" (III, A. 6), das
zur Bezeichnung einer in
der Nähe liegenden Sprech-
stelle dient;

d) das Zeichen [Signal]
„TANKSTELLE" (III,
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A. 7), das zur Bezeichnung
einer in der angegebenen
Entfernung befindlichen
Tankstelle dient.

2. Die kürzere Seite der in
diesem Artikel vorgesehenen
rechteckigen Zeichen [Signale]
muß waagrecht sein. Ihr Grund
ist blau. Das Zeichen [Signal]
trägt in einem weißen Quadrat
ein schwarzes oder dunkelfarbi-
ges Symbol, außer bei den
Signalen III, A. 3 oder III, A. 4,
deren Symbol rot ist. Die Seiten
des weißen Quadrates messen
mindestens 0'30 m. Beim Zei-
chen [Signal] III, A. 7 ist jedoch
das Quadrat durch ein weißes
Rechteck ersetzt, dessen kürzere
Seite waagrecht sein muß.

3. Die Verwendung der in
Absatz 1 unter b), c) und d)
vorgesehenen Zeichen [Signale]
wird durch die zuständigen Be-
hörden geregelt.

Artikel 41

1. Das Zeichen [Signal] „VOR-
RANGSTRASSE" (III, A. 8)
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kann verwendet werden, um
den Anfang einer Vorrangstraße
zu bezeichnen.

2. Es kann auf solchen
Straßen wiederholt werden.

3. Das Zeichen [Signal] „ENDE
DES VORRANGES" (III, A. 9)
wird verwendet, um das Ende
einer Vorrangstraße anzuzei-
gen, wenn an ihrem Anfang das
Zeichen [Signal] III, A. 8 auf-
gestellt ist.

4. Dieses Zeichen [Signal]
kann auch verwendet werden,
um anzuzeigen, daß man sich
dem Ende einer Vorrangstraße
nähert. In diesem Fall muß, wie
in Abbildung III, A. 9a dar-



1268 Stück 60, Nr. 222.

gestellt, darunter zusätzlich ein
rechteckiges Schild angebracht
werden mit dem Hinweis, in
welcher Entfernung der Vor-
rang der Straße aufhört.

5. Die Tafeln der in diesem
Artikel vorgesehenen Zeichen
[Signale] sind quadratisch mit
einer Ecke nach unten.

6. Die Quadratseiten messen
beim Zeichen [Signal] im Nor-

. malformat wenigstens 0'60 m,
im Kleinformat mindestens
0'40 m. Sie messen wenigstens
0'25 m bei den Wiederholungs-
zeichen [Wiederholungssignalen]
in Ortschaften.

7. Der Grund des Zeichens
[Signals] ist gelb, der Rand
weiß mit schwarzer Einfassung.
Beim Zeichen [Signal] III, A. 9
ist der Querbalken schwarz
oder dunkelfarbig.

. 8. Diese Tafeln müssen auf
dem der Fahrtrichtung ent-
sprechenden Fahrbahnrand auf-
gestellt und dem Verkehr zu-
gewendet sein. Sie können auf
der anderen Seite der Straße
wiederholt werden.

III, B. V o r w e g w e i s e r
u n d W e g w e i s e r

Artikel 42

1. Die Vorwegweiser sind
rechteckig.

2. Sie müssen so groß sein,
daß die Angaben von den Füh-
rern schnell fahrender Fahr-
zeuge leicht gelesen werden
können.

3. Sie haben entweder einen
hellen Grund mit dunkelfarbi-
ger Aufschrift oder einen dunk-
len Grund mit hellfarbiger Auf-
schrift.

4. Sie werden 100 bis 250 m
vor der Gabelung, Kreuzung
oder Einmündung aufgestellt.
Auf Autobahnen kann dieser
Abstand bis 500 m betragen.
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5. Beispiele dieses Zeichens
[Signals] sind die Abbildun-
gen III, B. 1a und III, B. lb.

Artikel 43

1. Die Wegweiser zur Angabe
der Richtung, in der ein Ort
liegt, haben die Form eines
Rechtecks, dessen längere Seiten
waagrecht liegen und das in
einer Pfeilspitze endet.

2. Auf diesen Zeichen [Signa-
len] können die Namen weiterer
in gleicher Richtung liegender
Orte enthalten sein.

3. Werden Entfernungen an-
gegeben, so muß die Zahl der
Kilometer (oder Meilen) zwi-
schen dem Ortsnamen und der
Pfeilspitze stehen.

4. Die Farben dieser Zeichen
[Signale] müssen denen der Vor-
wegweiser gleich sein.

5. Beispiele dieses Zeichens
[Signals] sind die Abbildungen
III, B. 2a und III, B. 2b

III, B.2b

III, C. O r t s - u n d
S t r a ß e n -

b e z e i c h n u n g s t a f e l n

Artikel 44

1. Ortstafeln sind rechteckig;
die längere Seite liegt waagrecht.
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2. Sie müssen so bemessen
und aufgestellt sein, daß sie
auch nachts gesehen werden
können.

3. Sie haben entweder einen
hellen Grund mit dunkelfarbi-
ger Aufschrift oder einen dunk-
len Grund mit hellfarbiger
Aufschrift.

4. Diese Tafeln werden vor
den Ortschaften auf dem der
Fahrtrichtung entsprechenden
Straßenrand aufgestellt und
dem Verkehr zugewendet.

5. Beispiele dieses Zeichens
[Signals] sind die Abbildungen
III, C. l a und III, C. 1b

Artikel 45

1. Die Zeichen [Signale] zur
besonderen Kennzeichnung der
Straßen bestehen aus Ziffern
oder Buchstaben oder beiden
und sind rechteckig.

2. Diese Aufschriften können
auf Kilometersteinen, unter
oder über anderen Zeichen [Si-
gnalen] oder als selbständige
Zeichen [Signale] angebracht
werden.

3. Ein Beispiel dieses Zeichens
[Signals] ist die Abbildung III,
C. 2a
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Abschnitt III

Z u s ä t z l i c h e B e s t i m -
m u n g e n f ü r B a h n -

ü b e r g ä n g e

Artikel 46

Wenn die Umstände es er-
fordern, können zusätzliche
Zwischenzeichen [Zwischensi-
gnale], wie senkrechte Tafeln,
unter dem Zeichen [Signal] I, 8
oder I, 9 angebracht werden.
Sie müssen bei zwei Dritteln
und einem Drittel des Abstan-
des zwischen dem Hauptzeichen
[Hauptsignal] und den Geleisen
wiederholt werden. Sie müssen
der Reihe nach drei, zwei und
einen roten Schrägbalken auf
weißem oder gelbem Grund
tragen. Beispiele dieser Zeichen
[Signale] sind die Abbildungen
I, 8a I, 9a I, 8/9b und I, 8/9c.

Artikel 47

Wenn fernbediente entweder
von Hand betriebene oder
selbsttätige Schranken von der
Betriebsstelle aus nicht sichtbar
sind, müssen sie mit einer Vor-
richtung für hörbare oder sicht-
bare Zeichen versehen sein, die
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den Straßenbenutzern rechtzei-
tig anzeigt, daß das Schließen
der Schranken beginnt. Schran-
ken müssen so langsam geschlos-
sen werden, daß Straßenbenut-
zer, die den Übergang bereits
betreten haben, ihn noch über-
schreiten können.

Artikel 48

Bei jedem Bahnübergang mit
Schranken muß ihr Betrieb ge-
währleistet sein, solange Züge
verkehren. Wenn ein Bahn-
übergang mit Schranken end-
gültig in einen Übergang ohne
Schranken, entweder mit selbst-
tätigen Signalen oder ohne sol-
che, umgewandelt wird, müssen
die Schranken entfernt werden,
um jedes Mißverständnis bei
den Straßenbenutzern auszu-
schließen.

Artikel 49

1. Bei jedem Bahnübergang
ohne Schranken, aber mit selbst-
tätiger Signalanlage, muß ein
selbsttätiges, das Herannahen
der Züge anzeigendes Signal in
unmittelbarer Nähe der Geleise
aufgestellt und, wenn möglich,
auf dem gleichen Ständer an-
gebracht werden wie das An-
dreaskreuz (I, 10 und I, 11).
Dieses Warnsignal muß bei Tag
und bei Nacht aus einem oder
mehreren roten Blinklichtern
bestehen, die anzeigen, daß die
Straßenbenutzer anhalten müs-
sen. Es müssen geeignete Maß-
nahmen getroffen werden, um
ein zufälliges Versagen und die
Möglichkeit von Mißdeutungen
des selbsttätigen Signals aus-
zuschließen.

2. Dem vorstehend erwähn-
ten Lichtsignal kann ein hör-
bares Signal beigefügt sein.

3. Dem oben beschriebenen,
selbsttätigen, das Herannahen



Stück 60, Nr. 222. 1273

der Züge anzeigenden Signal
werden Signalanlagen gleicher
Art, aber mit Handbedienung
gleichgestellt.

Artikel 50

Bei Bahnübergängen dürfen
Schranken oder selbsttätige Si-
gnale nicht fehlen, außer wenn
die Straßenbenutzer die Geleise
unter Berücksichtigung der Ge-
schwindigkeit der Züge nach
beiden Seiten hin leicht über-
blicken können; der Führer,
der sich von der einen oder der
andern Seite den Geleisen nä-
hert, muß, wenn ein Zug sicht-
bar wird, genügend Zeit haben,
um vor dem Übergang anhal-
ten zu können; ebenso müssen
Straßenbenutzer, die sich beim
Herannahen eines Zuges schon
auf dem Übergang befinden,
Zeit haben, ihn zu verlassen.

Abschnitt IV

H a n d z e i c h e n der V e r -
k e h r s p o l i z i s t e n

Artikel 51

Die Verkehrspolizisten müs-
sen so ausgerüstet sein und sich
so aufstellen, daß sie von allen
Straßenbenutzern gesehen wer-
den können.

Artikel 52

1. Die Handzeichen der Ver-
kehrspolizisten müssen einem
der beiden folgenden Systeme
entsprechen :

Erstes System

Zeichen A — „HALT" für
Fahrzeuge, die von vorn kom-
men: ein Arm wird senkrecht
erhoben mit der Handfläche
nach vorn.

Zeichen C — „HALT" für
Fahrzeuge, die von hinten kom-
men: auf der Seite, die der
Fahrtrichtung der aufzuhalten-
den Fahrzeuge entspricht, wird
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der Arm mit der Handfläche
nach vorn waagrecht ausge-
streckt.

Die Zeichen A und C können
gleichzeitig gegeben werden.

Zweites System

Zeichen B — „HALT" für
Fahrzeuge, die von vorn kom-
men: auf der Seite, die der
Fahrtrichtung der aufzuhalten-
den Fahrzeuge entspricht, wird
der Arm mit der Handfläche
nach vorn waagrecht ausge-
streckt.

Zeichen C — „HALT" für
Fahrzeuge, die von hinten kom-
men: auf der Seite, die der
Fahrtrichtung der aufzuhalten-
den Fahrzeuge entspricht, wird
der Arm mit der Handfläche
nach vorn waagrecht ausge-
streckt.

Die Zeichen B und C können
gleichzeitig gegeben werden.

2. Bei beiden Systemen kann
ein Handzeichen zum Weiter-
fahren gegeben werden.

Abschnitt V

L i c h t z e i c h e n [ L i c h t s i -
g n a l e ] z u r V e r k e h r s -

r e g e l u n g

Artikel 53

1. Die Lichter der Lichtzei-
chen [Lichtsignale] zur Ver-
kehrsregelung bedeuten:
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a) Beim Dreifarbensystem:
Rot bedeutet, daß die

Fahrzeuge nicht weiter-
fahren dürfen;

Grün bedeutet, daß die
Fahrzeuge weiterfahren
dürfen;

Wenn gelb auf grün
folgt, so bedeutet es, daß
die Fahrzeuge nicht mehr
weiterfahren dürfen, außer
wenn sie so nahe heran-
gekommen sind, daß sie
beim Aufleuchten des gel-
ben Lichtes nicht mehr
sicher davor anhalten
können;

Wenn gelb gleichzeitig
mit oder nach rot er-
scheint, so zeigt es den na-
hen Wechsel der Lichter
an, gibt aber noch nicht
die Erlaubnis zum Weiter-
fahren.

b) Beim Zweifarbensystem:
Rot bedeutet, daß die

Fahrzeuge nicht weiter-
fahren dürfen;

Grün bedeutet, daß die
Fahrzeuge weiterfahren
dürfen;

Erscheint rot zusam-
men mit grün, so hat es
die gleiche Bedeutung wie
im Dreifarbensystem gelb,
das auf grün folgt.

2. Ein gelbes Blinklicht allein
bedeutet „VORSICHT".

3. Die Lichter müssen über-
einander angebracht sein. In der
Regel muß das rote Licht oben,
das grüne unten sein. Wird ein
gelbes Licht verwendet, so muß
es zwischen dem roten und dem
grünen sein.

4. Sind die Lichter am Fahr-
bahnrand, so darf sich der un-
tere Rand des untersten Lichtes
in der Regel nicht weniger als
2 m und nicht mehr als 3'50 m
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über der Fahrbahn befinden.
Sind sie über der Fahrbahn, so
muß der untere Rand des
untersten Lichtes wenigstens
4'50 m über der Fahrbahn lie-
gen.

5. Die Lichter sollten, wenn
möglich, auf der anderen Seite
der Gabelung, Kreuzung oder
Einmündung wiederholt wer-
den.

Abschnitt VI

F a h r b a h n -
m a r k i e r u n g e n

Artikel 54

1. Hat eine Fahrbahn außer-
halb von Ortschaften mehr als
zwei Fahrstreifen, so müssen sie
in der Regel deutlich vonein-
ander abgegrenzt sein.

2. Sind auf einer Fahrbahn
mit drei Fahrstreifen außerhalb
von Ortschaften Abschnitte mit
ungenügender Sicht oder andere
Gefahrenstellen, so darf die
ganze Breite der Fahrbahn nur
in zwei Fahrstreifen unterteilt
werden.

3. Auf Fahrbahnen mit zwei
Fahrstreifen können diese, wo
die Sicht ungenügend ist oder
an andern Gefahrenstellen, in
gleicher Weise abgegrenzt wer-
den.

4. Die in den Absätzen 2
und 3 vorgesehene Kennzeich-
nung bedeutet, daß die Fahr-
zeuge bei normalen Verkehrs-
verhältnissen den ihrer Fahrt-
richtung entsprechenden Fahr-
streifen nicht verlassen dürfen.

Artikel 55

1. Wo die Fahrbahnränder
durch Lichter oder Rückstrahl-
vorrichtungen gekennzeichnet
werden, können dafür zwei
verschiedene Farben verwendet
werden.

2. Rot oder orange kann zur
Bezeichnung des der Fahrtrich-
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tung entsprechenden, weiß zur
Bezeichnung des gegenüberlie-
genden Fahrbahnrandes ver-
wendet werden.

3. Wo Lichter oder Rück-
strahlvorrichtungen zur Be-
zeichnung von Pfosten oder In-
seln in der Fahrbahnmitte die-
nen, soll dafür vorzugsweise
weiß oder gelb verwendet wer-
den.

Abschnitt VII

S c h l u ß b e s t i m -
m u n g e n

Artikel 56

1. Dieses Protokoll steht bis
zum 31. Dezember 1949 zur
Unterzeichnung für alle Staaten
offen, die das am 19. September
1949 in Genf zur Unterzeich-
nung aufgelegte Abkommen
über den Straßenverkehr unter-
zeichnet haben.

2. Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden beim General-
sekretär der Vereinten Na-
tionen hinterlegt.

3. Vom 1. Januar 1950 an
können diesem Protokoll die
Staaten beitreten, die das Ab-
kommen über den Straßenver-
kehr unterzeichnet haben oder
die ihm beigetreten sind. Der
Beitritt kann auch im Namen
von Treuhandgebieten erklärt
werden, deren Verwaltung den
Vereinten Nationen übertragen
ist und in deren Namen dem
erwähnten Abkommen beigetre-
ten wurde.

4. Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen.

Artikel 57

1. Jeder Staat kann bei Un-
terzeichnung, Ratifikation oder
Beitritt oder zu irgendeinem
späteren Zeitpunkt durch eine
Mitteilung an den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen er-
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klären, daß die Bestimmungen
dieses Protokolls für alle oder
einzelne Gebiete gelten sollen,
deren internationale Beziehun-
gen er wahrnimmt. Die Be-
stimmungen des Protokolls wer-
den in den durch die Mitteilung
bezeichneten Gebieten dreißig
Tage nach Eingang der Mittei-
lung beim Generalsekretär an-
wendbar oder, wenn das Pro-
tokoll dann noch nicht in Kraft
ist, mit dem Tage seines In-
krafttretens.

2. Jeder Vertragspartner ver-
pflichtet sich, wenn die Um-
stände es erlauben, möglichst
bald die notwendigen Maßnah-
men zu treffen, um die Anwen-
dung dieses Protokolls auf die
Gebiete auszudehnen, deren in-
ternationale Beziehungen er
wahrnimmt, vorbehaltlich der
Zustimmung der Regierungen
solcher Gebiete, wenn sie aus
verfassungsmäßigen Gründen
notwendig ist.

3. Jeder Staat, der nach Ab-
satz 1 dieses Artikels erklärt
hat, er werde dieses Protokoll
auf Gebiete anwenden, deren
internationale Beziehungen er
wahrnimmt, kann später jeder-
zeit durch eine Mitteilung an
den Generalsekretär erklären,
daß dieses Protokoll in dem
durch die Mitteilung bezeichneten
Gebiet seine Geltung verliert. In
diesem Gebiet endet die Gül-
tigkeit des Protokolls ein Jahr
nach der Mitteilung.

Artikel 58

Dieses Protokoll tritt fünf-
zehn Monate nach der Hinter-
legung der fünften Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde in
Kraft. Für jeden Staat, der dieses
Protokoll nachher ratifiziert
oder ihm nachher beitritt, tritt
es fünfzehn Monate nach der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde in
Kraft.

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gibt den Tag
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des Inkrafttretens dieses Pro-
tokolls jedem Staat bekannt,
der es unterzeichnet hat oder
ihm beigetreten ist, sowie den
übrigen Staaten, die zur Kon-
ferenz der Vereinten Nationen
über Straßen- und Kraftfahr-
zeugverkehr eingeladen waren.

Artikel 59

Mit der Ratifikation dieses
Protokolls oder mit dem Bei-
tritt verpflichtet sich jeder
Staat, der dem am 30. März
1931 in Genf zur Unterzeich-
nung aufgelegten Übereinkom-
men [Abkommen] über die Ver-
einheitlichung der Verkehrszei-
chen [Wegezeichen] angehört,
dieses Übereinkommen [Abkom-
men] binnen drei Monaten nach
der Hinterlegung seiner Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
zu kündigen.

Artikel 60

1. Jeder Vertragspartner kann
Änderungen dieses Protokolls
vorschlagen. Ihr Wortlaut ist
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen mitzuteilen.
Dieser übermittelt den Vor-
schlag jedem Vertragspartner
mit der Bitte, binnen vier Mo-
naten anzugeben,

a) ob er wünscht, daß zur Be-
handlung der vorgeschla-
genen Änderung eine
Konferenz einberufen
wird, oder

b) ob er ohne Konferenz die
vorgeschlagene Änderung
annehmen will, oder

c) ob er ohne Konferenz die
vorgeschlagene Änderung
ablehnt.

Ebenso bringt der Generalse-
kretär die vorgeschlagene Än-
derung allen Nichtvertragsstaa-
ten, die zur Konferenz der Ver-
einten Nationen über Straßen-
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und Kraftfahrzeugverkehr ein-
geladen waren, zur Kenntnis.

2. Der Generalsekretär beruft
eine Konferenz der Vertrags-
partner zur Behandlung der
vorgeschlagenen Änderung ein,
wenn mindestens ein Drittel
der Vertragspartner dies ver-
langt.

Der Generalsekretär lädt zu
einer solchen Konferenz auch
die Nichtvertragsstaaten ein, die
zur Konferenz der Vereinten
Nationen über Straßen- und
Kraftfahrzeugverkehr eingela-
den waren oder deren Teil-
nahme der Wirtschafts- und
Sozialrat für wünschenswert er-
achtet.

Diese Bestimmungen gelten
nicht, wenn Änderungen des
Protokolls nach Absatz 5 dieses
Artikels angenommen werden.

3. Jede von einer Konferenz
mit Zweidrittelmehrheit ange-
nommene Änderung dieses Pro-
tokolls wird allen Vertragspart-
nern zur Annahme unterbrei-
tet. Neunzig Tage nach ihrer
Annahme durch zwei Drittel
der Vertragspartner tritt die
Änderung für alle Vertrags-
partner in Kraft, die nicht vor
dem Tage des Inkrafttretens er-
klären, daß sie die Änderung
nicht annehmen.

4. Bei der Annahme einer
Änderung dieses Protokolls
kann die Konferenz mit Zwei-
drittelmehrheit beschließen, die
Änderung sei so wesentlich, daß
jeder Vertragspartner, der sie
nicht anzunehmen erklärt und
sie dann nicht binnen zwölf Mo-
naten nach ihrem Inkrafttreten
annimmt, nach Ablauf dieser
Frist aufhört, Partner des Pro-
tokolls zu sein.
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5. Teilen wenigstens zwei
Drittel der Vertragspartner
dem Generalsekretär nach Ab-
satz 1 b) dieses Artikels mit,
daß sie die Änderung ohne Kon-
ferenz annehmen wollen, so
gibt der Generalsekretär ihren
Entschluß allen Vertragspart-
nern bekannt. Neunzig Tage
nach dieser Bekanntgabe tritt
die Änderung für alle Vertrags-
partner in Kraft, die nicht bin-
nen dieser Frist dem General-
sekretär erklären, daß sie die
Änderung ablehnen.

6. Bei allen außer den im Ab-
satz 4 dieses Artikels genannten
Änderungen bleibt die ur-
sprüngliche Bestimmung für je-
den Vertragspartner in Geltung,
der die Erklärung nach Absatz 3
abgegeben oder die Ablehnung
nach Absatz 5 erklärt hat.

7. Der Vertragspartner, der
die Erklärung nach Absatz 3 ab-
gegeben oder die Ablehnung
einer Änderung nach Absatz 5
dieses Artikels erklärt hat, kann
die Erklärung oder Ablehnung
jederzeit durch Mitteilung an
den Generalsekretär zurückzie-
hen. Die Änderung tritt für die-
sen Vertragspartner mit dem
Eingang der Mitteilung beim
Generalsekretär in Kraft.

Artikel 61

Dieses Protokoll kann mit
einjähriger Frist durch Mittei-
lung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gekündigt
werden; dieser gibt jedem Staat,
der das Protokoll unterzeichnet
hat oder ihm beigetreten ist,
hiervon Kenntnis. Nach Ablauf
dieses Jahres tritt das Protokoll
für den Vertragspartner, der es
gekündigt hat, außer Kraft.
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Artikel 62

Jede Meinungsverschiedenheit
zwischen zwei oder mehreren
Vertragspartnern über die Aus-
legung oder Anwendung dieses
Protokolls, die die Parteien
nicht durch Verhandlung oder
auf andere Weise klären konn-
ten, kann mit schriftlichem An-
trag eines beteiligten Vertrags-
partners dem Internationalen
Gerichtshof zur Entscheidung
vorgelegt werden.

Artikel 63

Keine Bestimmung dieses Pro-
tokolls darf so ausgelegt wer-
den, daß sie einen Vertragspart-
ner hindert, Maßnahmen zu er-
greifen, die er für seine innere
oder äußere Sicherheit als not-
wendig erachtet und die mit
der Charta der Vereinten Na-
tionen vereinbar und auf die
Erfordernisse der Lage be-
schränkt sind.

Artikel 64

1. Außer den im Artikel 5
Absatz 5, im Artikel 58, im Ar-
tikel 60 Absätze 1, 3 und 5 so-
wie im Artikel 61 vorgesehenen
Mitteilungen gibt der General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen den im Artikel 56 Ab-
satz 1 erwähnten Staaten be-
kannt:

a) die Unterzeichnungen,
Ratifikationen und Bei-
tritte nach Artikel 56;

b) die Mitteilungen nach Ar-
tikel 57 über die örtliche
Anwendung dieses Proto-
kolls;

c) die Erklärungen, mit de-
nen die Staaten Änderun-
gen dieses Protokolls nach
Artikel 60 Absatz 3 an-
nehmen;

d) die Ablehnungen von Än-
derungen dieses Proto-
kolls, die die Staaten dem
Generalsekretär nach Ar-
tikel 60 Absatz 5 mittei-
len;
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e) den Tag des Inkrafttre-
tens der Änderungen die-
ses Protokolls nach Ar-
tikel 60 Absätze 3 und 5;

f) den Tag, an dem ein
Staat nach Artikel 60 Ab-
satz 4 aufhört, Partner
dieses Protokolls zu sein;

g) die Rücknahme der Ab-
lehnung einer Änderung
dieses Protokolls nach Ar-
tikel 60 Absatz 7;

h) die Liste der durch die
Änderungen dieses Proto-
kolls gebundenen Staaten;

i) die Kündigungen des
Übereinkommens [Ab-
kommens] vom 30. März
1931 über die Vereinheit-
lichung der Verkehrszei-
chen [Wegezeichen] nach
Artikel 59 dieses Proto-
kolls;

j) die Kündigungen dieses
Protokolls nach Artikel 61.

2. Die Urschrift dieses Pro-
tokolls wird beim Generalsekre-
tär hinterlegt, der den im Ar-
tikel 56 Absatz 1 erwähnten
Staaten beglaubigte Abschriften
davon zustellt.

3. Der Generalsekretär ist er-
mächtigt, dieses Protokoll bei
Inkrafttreten einzutragen.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Vertreter
nach Übergabe ihrer in guter
und gehöriger Form befundenen
Vollmachten dieses Protokoll un-
terzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, in
einfacher Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Sprache,
wobei der Wortlaut beider Spra-
chen authentisch [maßgebend]
ist, am neunzehnten Septem-
ber neunzehnhundertneunund-
vierzig.
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SCHLUSSAKTE DER KON-
FERENZ DER VEREIN-
TEN NATIONEN ÜBER
STRASSEN- UND
KRAFTFAHRZEUGVER-
KEHR*)
1. Die Konferenz der Ver-

einten Nationen über Straßen-
und Kraftfahrzeugverkehr ist
vom Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gemäß der vom
Wirtschafts- und Sozialrat am
28. August 1948 angenommenen
Entschließung 147 B (VII) ein-
berufen worden. Diese Ent-
schließung lautet:

„Der Wirtschafts- und Sozial-
rat

„Beauftragt den Generalsekre-
tär:

„1. Spätestens im August 1949
eine internationale Regierungs-
konferenz einzuberufen zum
Abschluß eines neuen Weltab-
kommens über den Straßen-
und Kraftfahrzeugverkehr [Mo-
torfahrzeugverkehr], da die bei-
den Weltabkommen von 1926,
nämlich:

„a) Das Internationale Über-
einkommen [Abkommen]
über den Straßenverkehr,

„b) Das Internationale Über-
einkommen [Abkommen]
über den Kraftfahrzeug-
verkehr,

sowie das Übereinkommen [Ab-
kommen] von 1931 über die
Vereinheitlichung der Verkehrs-
zeichen [Wegezeichen] den heuti-
gen Erfordernissen nicht mehr
entsprechen. Der vom Binnen-
verkehrsausschuß der Wirt-
schaftskommission für Europa
auf Grund seiner Studien aus-
gearbeitete Entwurf und der
Wortlaut des Abkommens von
1943 über die Regelung des
interamerikanischen Kraftfahr-
zeugverkehrs werden der Kon-
ferenz unter anderem als Ar-
beitsgrundlage dienen;

„2. Die Wirtschaftskommission
für Europa zu ersuchen, den oben
erwähnten Entwurf so bald als

*) Entsprechend den Schlußprotokollen von Salzburg vom 23. Feber 1952 und von Bad Godesberg vom
7. April 1952 über die Besprechungen der Vertreter der Republik Österreich, der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Herstellung einer einheitlichen deutschen Übersetzung wurden,
um die eingebürgerten landesüblichen Ausdrücke berücksichtigen zu können, in der deutschen Fassung
Klammerausdrücke eingefügt, die nach Wahl übernommen werden können. Die in eckigen Klammern an-
gefügten Ausdrücke entstammen der deutschen oder schweizerischen Gesetzessprache.
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möglich zu vervollständigen und
dem Generalsekretär zuzu-
stellen;

„3. Die anderen regionalen
Kommissionen aufzufordern,
Berichte zu dieser Angelegenheit
einzureichen, wenn sie es wün-
schen;

„4. Die oben erwähnten
Unterlagen allen zu der Kon-
ferenz eingeladenen Regierun-
gen zuzustellen;

„5. Eine vorläufige Tages-
ordnung für die Konferenz auf-
zustellen;

„6. a) Alle Staaten zur Kon-
ferenz einzuladen, die im
Zeitpunkt der Einberu-
fung Mitglied der Ver-
einten Nationen sind, so-
wie die Nichtmitglied-
staaten, die zur Konferenz
der Vereinten Nationen
über die Hochseeschiffahrt
eingeladen waren; und

„b) Die Regierungen der ein-
geladenen Staaten aufzu-
fordern, ihre Vertreter zu
bevollmächtigen, ein mög-
licherweise von der Kon-
ferenz angenommenes Ab-
kommen unter Vorbehalt
späterer Ratifikation zu
unterzeichnen.

„7. Soweit er es für zweck-
mäßig hält, Regierungsorganisa-
tionen und andere internatio-
nale Organisationen, die sich mit
diesem Gebiet befassen, einzula-
den, Beobachter zur Konferenz
zu entsenden;

„Beschließt, daß das Stimm-
recht auf der Konferenz von
allen Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen ausgeübt wer-
den kann, sowie von allen
Nichtmitgliedstaaten, die nach
Absatz 6 a) eingeladen und Ver-
tragspartner eines der in Ab-
satz 1 genannten Abkommen
sind."

2. Die Konferenz der Ver-
einten Nationen über Straßen-
und Kraftfahrzeugverkehr
wurde vom 23. August bis
19. September 1949 in Genf ab-
gehalten.
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Die Regierungen folgender
Staaten waren auf der Kon-
ferenz durch Delegationen ver-
treten:
Ägypten
Belgien
Bulgarien
Chile
Dänemark
Dominikanische Republik
Frankreich
Guatemala
Indien
Iran
Israel
Italien
Jugoslawien
Libanon
Luxemburg
Niederlande
Nikaragua
Norwegen
Österreich
Philippinen
Polen
Schweden
Schweiz
Südafrikanische Union
Thailand
Tschechoslowakei
Vereinigtes Königreich von

Großbritannien und Nord-
irland [Vereinigtes König-
reich]

Vereinigte Staaten von Amerika

Die Regierungen folgender
Staaten waren auf der Kon-
ferenz durch Beobachter ver-
treten :
Australien
Brasilien
Ekuador
Kanada
Mexiko
Türkei

Die folgenden Organisationen
waren auf der Konferenz durch
Beobachter vertreten:

A. Internationale Regierungs-
organisationen:

Internationale Arbeitsorganisa-
tion

Interimskommission der inter-
nationalen Handelsorganisa-
tion

Internationales Institut für die
Vereinheitlichung des Privat-
rechtes
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B. Nicht-Regierungsorganisatio-
nen:

Internationale Handelskammer

Internationaler Transportarbei-
terverband

Internationale Normenvereini-
gung

Internationale Straßentransport-
union

Ständiges Internationales Büro
der Kraftfahrzeughersteller

Hauptausschuß des Internatio-
nalen Fremdenverkehrsver-
bandes und des Internatio-
nalen Automobilverbandes
(AIT/FIA)

Liga der Rot-Kreuz-Gesellschaf-
ten

Interamerikanischer Verband
der Automobilklubs.

3. Der vom Binnenverkehrs-
ausschuß der Wirtschaftskom-
mission für Europa ausgearbei-
tete Abkommensentwurf und
das Abkommen von 1943 über
die Regelung des interameri-
kanischen Kraftfahrzeugver-
kehrs lagen der Konferenz als
Verhandlungsgrundlage vor.

4. Die Konferenz hat auf
Grund ihrer Beratungen, die in
den Protokollen der verschie-
denen Ausschüsse und der Ple-
narsitzungen festgehalten sind,
ein Abkommen über den Stra-
ßenverkehr ausgearbeitet und
zur Unterzeichnung aufgelegt.

5. Die Konferenz hat ferner
ein Protokoll über Straßen-
verkehrszeichen [die Straßen-
signalisation] ausgearbeitet und
zur Unterzeichnung aufgelegt.

6. Die Konferenz hat schließ-
lich ein Protokoll über die Aus-
legung des Kapitels VII, be-
treffend den Beitritt derzeit be-
setzter Länder und Gebiete zum
Abkommen, ausgearbeitet und
zur Unterzeichnung und An-
nahme aufgelegt.

7. Im Laufe ihrer Arbeiten
hat die Konferenz folgende
weitere Beschlüsse gefaßt:
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a) Eine im Wortlaut beilie-
gende Entschließung über
internationale Versuche
zur Aufstellung von Nor-
men für die Abblend-
lichter der Kraftfahrzeuge
[Motorfahrzeuge] ;

b) Eine im Wortlaut beilie-
gende Entschließung über
gelegentliche Zusammen-
stellungen der Änderun-
gen des Abkommens über
den Straßenverkehr;

c) Eine im Wortlaut beilie-
gende Entschließung über
weitere Fragen des inter-
nationalen Straßenver-
kehrs;

d) Zulassung eines Vorbehal-
tes des Vereinigten König-
reiches zu Artikel 26 des
Abkommens über den
Straßenverkehr mit fol-
gendem Wortlaut:

Die zum internationa-
len Verkehr im Vereinig-
ten Königreich von Groß-
britannien und Nordir-
land zugelassenen Fahr-
räder müssen, entsprechend
den Gesetzen des Ver-
einigten Königreiches,
vom Hereinbrechen der
Dunkelheit an, nachts
oder wenn die Witterung
es erfordert, nach vorn
ein weißes Licht und nach
hinten ein rotes Licht,
einen roten Rückstrahler
und eine weiße Fläche
zeigen;

e) Zulassung eines Vorbehal-
tes von Schweden und
Norwegen zu Artikel 15
Absatz 5 des Protokolls
über Straßenverkehrszei-
chen [die Straßensignalisa-
tion] mit folgendem
Wortlaut:

Das Aufstellen eines
Andreaskreuzes an Bahn-
übergängen mit Schran-
ken ist in Schweden und
Norwegen gestattet;

f) Zulassung eines Vorbehal-
tes Österreichs zu Arti-
kel 45 Absatz 1 des Pro-
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tokolls über Straßenver-
kehrszeichen [die Straßen-
signalisation] mit folgen-
dem Wortlaut:

Die Zeichen [Signale]
zur besonderen Kenn-
zeichnung der Straßen
dürfen in Österreich
rechteckig oder rund sein;

g) Mit Rücksicht darauf, daß
das am 19. September
1949 in Genf unterzeich-
nete Abkommen über den
Straßenverkehr unter an-
dern das Abkommen von
1943 über die Regelung
des interamerikanischen
Kraftfahrzeugverkehrs er-
setzen soll, hat die Kon-
ferenz beschlossen,. den
Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zu er-
suchen, eine amtliche spa-
nische Übersetzung des
Abkommens über den
Straßenverkehr herstellen
zu lassen und sie der fran-
zösischen und englischen
Fassung beizufügen, wenn
er nach Artikel 35 des
Abkommens den Regie-
rungen beglaubigte Ab-
schriften zustellt;

h) Die Konferenz hat festge-
stellt, daß es zur Zeit
nicht möglich ist, zu einer
Vereinbarung über ein
einheitliches Weltsystem
der Verkehrszeichen [Stra-
ßensignalisation] zu ge-
langen, das von allen in-
teressierten Staaten ange-
nommen werden könnte.
Sie hat daher beschlossen,
das im Absatz 5 er-
wähnte Protokoll, das
eine Reihe von Verkehrs-
zeichen [Signalen] um-
faßt, auszuarbeiten und es
den Staaten, die daran
teilzunehmen wünschen,
zur Unterzeichnung oder
zum Beitritt vorzulegen.

Angesichts des allgemei-
nen Wunsches, später ein
Weltsystem der Verkehrs-
zeichen [Straßensignalisa-
tion] schaffen zu können,
hat die Konferenz es
gleichwohl als wünschens-
wert erachtet, daß der
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Wirtschafts- und Sozial-
rat den Ausschuß für Ver-
kehr und Verbindungen
beauftragt, diese Frage
unter Mitwirkung der
notwendigen Sachverstän-
digen erneut zu prüfen
und dem Rat weitere
Maßnahmen zu empfeh-
len, die getroffen werden
sollten, um zu einem sol-
chen Weltabkommen über
ein einheitliches Verkehrs-
zeichensystem [eine ein-
heitliche Straßensignalisa-
tion] zu gelangen.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Vertreter
diese Schlußakte unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
neunzehnten September neun-
zehnhundertneunundvierzig, in
einfacher Ausfertigung in engli-
scher und französischer Sprache,
wobei der Wortlaut beider Spra-
chen authentisch [maßgebend]
ist. Die Urschrift wird beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt, der jeder
zu dieser Konferenz eingelade-
nen Regierung beglaubigte Ab-
schriften zustellt.
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EUROPÄISCHE ZUSATZ-
VEREINBARUNG ZUM
ABKOMMEN ÜBER DEN
STRASSENVERKEHR
UND ZUM PROTO-
KOLL ÜBER STRASSEN-
VERKEHRSZEICHEN
[DIE STRASSENSIGNA-
LISATION], DIE AM
19. SEPTEMBER 1949 IN
GENF UNTERZEICH-
NET WURDEN*)

Artikel 1

Die gehörig bevollmächtigten
Unterzeichneten sind übereinge-
kommen, das Abkommen über
den Straßenverkehr und das
Protokoll über Straßenverkehrs-
zeichen [die Straßensignalisa-
tion], beide vom 19. September
1949, in folgenden Punkten zu
ergänzen:

Abkommen über den Straßen-
verkehr

Zu Artikel 9

Jedes Fahrzeug kann eine
Verkehrsinsel rechts oder links
umfahren, außer

1) wenn ein Pfeil auf der
Insel die Fahrtrichtung vor-
schreibt;

2) wenn die Insel in der Mitte
einer Fahrbahn mit Verkehr in
beiden Richtungen liegt; sie
muß dann in Ländern mit
Rechtsverkehr rechts und in Län-
dern mit Linksverkehr links um-
fahren werden.

Zu Artikel 24

1. Führerscheine [Führeraus-
weise], die für körperlich ge-
brechliche oder behinderte Per-
sonen ausgestellt sind und den
Vermerk tragen, daß sie nur
für Fahrzeuge gelten, die der
Gebrechlichkeit oder Behin-
derung des Führers angepaßt
sind, sind Führerscheine [Aus-
weise] im Sinne von Artikel 24
Absatz 1.

*) Entsprechend den Schlußprotokollen von Salzburg vom 23. Feber 1952 und von Bad Godesberg vom
7. April 1952 über die Besprechungen der Vertreter der Republik Österreich, der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Herstellung einer einheitlichen deutschen Übersetzung wurden,
um die eingebürgerten landesüblichen Ausdrücke berücksichtigen zu können, in der deutschen Fassung
Klammerausdrücke eingefügt, die nach Wahl übernommen werden können. Die in eckigen Klammern an-
gefügten Ausdrücke entstammen der deutschen oder schweizerischen Gesetzessprache.
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2. Dieser Vermerk muß in
roter Tinte oder rotem Auf-
druck das "Wort „RESTREINT"
und das Kennzeichen des Fahr-
zeuges, das der Gebrechlichkeit
oder Behinderung des Führers
angepaßt ist, enthalten.

Zu Anhang 1

Fahrräder mit Hilfsmotor
gelten nicht als Kraftfahrzeuge
[Motorfahrzeuge], wenn sie hin-
sichtlich ihrer Gebrauchsfähig-
keit die üblichen Merkmale von
Fahrrädern haben.

Protokoll über Straßenverkehrs-
zeichen [die Straßensignalisa-

tion]

Zu Artikel 5

a) Die im Artikel 5 Absatz 1
erwähnten Symbole werden in-
ternational angenommen.

b) Zusätzliche Angaben sind
nur zulässig, um das Zeichen
[Signal] verständlicher zu ma-
chen oder seine Bedeutung zu
klären.

c) Um eine vorherige Eini-
gung über neu einzuführende
Symbole zu erreichen, verpflich-
ten sich die Vertragspartner,
solche Symbole vor der Mit-
teilung nach Absatz 5 an den
Generalsekretär der Vereinten
Nationen einem Ausschuß zu
unterbreiten, in dem sie vertre-
ten sind und der im Rahmen
der Wirtschaftskommission für
Europa oder einer sie ersetzen-
den Körperschaft gebildet wird.

Zu Artikel 19

Die Baustellen müssen durch
weiß-rot gestreifte Schranken
und nachts außerdem durch
rote Laternen oder Rückstrahler
gekennzeichnet werden.

Zu Artikel 25

Das im Artikel 25 Absatz 1
vorgesehene Symbol darf im
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Zeichen [Signal] „ANDERE
GEFAHR" nicht fehlen.

Zu Artikel 26

Der rote Dreieckrahmen darf
zur Bezeichnung der verschie-
denen in den Artikeln 12 bis 25
erwähnten Gefahren nicht ver-
wendet werden.

Zu Artikel 33

Auf dem Zeichen [Signal]
„HALT VOR DER KREU-
ZUNG" muß das Wort „STOP"
stehen.

Zu Artikel 45

a) Das zusätzliche Zeichen
[Signal] zur Kennzeichnung der
internationalen Durchgangsstra-
ßen (Straßen, die von dem
Staat, auf dessen Gebiet sie lie-
gen, im Einvernehmen mit den
andern interessierten Vertrags-
staaten bezeichnet worden sind,
um zu gewährleisten, daß diese
Straßenzüge durchgehend sind
und ihr Ausbau einheitlich ist)
muß rechteckig sein.

b) Es muß in weißer Schrift
auf dunkelgrünem Grund den
Buchstaben „E" und daneben
die der Straße zugeteilte Num-
mer in arabischen Ziffern ent-
halten.

c) Es kann an andere Zeichen
[Signale] angefügt oder mit
ihnen verbunden werden.

d) Es muß so groß sein, daß
die Führer schnell fahrender
Fahrzeuge seine Angaben mühe-
los lesen können.

Zu Artikel 53

1. Das rote Licht muß immer
oben und das grüne unten sein.

2. Wird die Bedeutung der
Lichter, abgesehen von ihrer
Lage, durch ein zusätzliches Zei-
chen hervorgehoben, so muß es
ein waagrechter lichtundurch-
lässiger Balken quer durch das
rote Licht sein.
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Artikel 2

1. Diese Vereinbarung steht
bis zum 30. Juni 1951 zur
Unterzeichnung und dann zum
Beitritt für die Staaten offen,
die an den Arbeiten der Wirt-
schaftskommission für Europa
teilnehmen und Partner des Ab-
kommens über den Straßen-
verkehr sowie des Protokolls
über Straßenverkehrszeichen
[die Straßensignalisation] vom
19. September 1949 sind.

2. Die Beitritts- und gege-
benenfalls die Ratifikations-
urkunden sind beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
zu hinterlegen, der allen im Ab-
satz 1 dieses Artikels genannten
Staaten davon Kenntnis gibt.

Artikel 3

Diese Vereinbarung kann mit
sechsmonatiger Frist durch Mit-
teilung an den Generalsekretär
der Vereinten Nationen gekün-
digt werden; er teilt die Kündi-
gung den anderen Vertragspart-
nern mit. Nach Ablauf dieser
sechsmonatigen Frist tritt das
Abkommen für den Vertrags-
partner, der es gekündigt hat,
außer Kraft.

Artikel 4

1. Mit dem Inkrafttreten des
Abkommens und des Protokolls
vom 19. September 1949, die im
Artikel 1 näher bezeichnet sind,
tritt auch diese Vereinbarung in
Kraft, wenn wenigstens drei
Vertragsstaaten des Abkommens
und des Protokolls Vertrags-
partner dieser Vereinbarung ge-
worden sind.

2. Sie tritt außer Kraft, wenn
die Zahl der Vertragspartner
unter drei sinkt.

Artikel 5

Jede Meinungsverschiedenheit
zwischen zwei oder mehreren
Vertragspartnern über die Aus-
legung oder Anwendung dieser
Vereinbarung, die die Parteien
nicht durch Verhandlung oder
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auf andere Weise klären konn-
ten, kann auf Antrag eines be-
teiligten Vertragspartners einem
Schiedsgericht zur Entscheidung
unterbreitet werden, für das
jeder beteiligte Vertragspartner
ein Mitglied und der General-
sekretär der Vereinten Nationen
den Vorsitzenden bestimmt.

Artikel 6

1. Die Urschrift dieser Ver-
einbarung wird beim General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen hinterlegt, der den im Ar-
tikel 2 Absatz 1 erwähnten
Staaten eine beglaubigte Ab-
schrift davon zustellt.

2. Der Generalsekretär ist er-
mächtigt, diese Vereinbarung
bei Inkrafttreten einzutragen.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Ver-
treter nach Übergabe ihrer in
guter und gehöriger Form be-
fundenen Vollmachten diese
Vereinbarung unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, in
einfacher Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei der Wortlaut beider
Sprachen authentisch [maß-
gebend] ist, am sechzehnten
September neunzehnhundert-
fünfzig.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Protokoll und Schlußakte sowie die Europäische Zusatzvereinbarung für
ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in
diesem Abkommen, im Protokoll, in den Schlußakten und in der Europäischen Zusatzvereinbarung
enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 17. Oktober 1955.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Illig

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl
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Da die Ratifikationsurkunde am 2. November 1955 beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt worden ist, wird das Abkommen über den Straßenverkehr (mit den Ergän-
zungen der Europäischen Zusatzvereinbarung hiezu) gemäß seinem Artikel 29 am 2. Dezember 1955
und das Protokoll über Straßenverkehrszeichen (mit den Ergänzungen der Europäischen Zusatz-
vereinbarung hiezu) gemäß seinem Artikel 58 am 2. Feber 1957 für Österreich in Kraft treten.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der Vereinten Nationen haben bis 31. März 1955
folgende Staaten ratifiziert oder sind beigetreten dem
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Raab


